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Zusammenfassung 

In diesem Beitrag werden vier Fragen über das Verhältnis des großen euro­
päischen Soziologen Norbert Elias {1897 - 1990) zur amerikanischen Soziologie 
behandelt. 1. Was wußte und hielt Elias von der amerikanischen Soziologie? 2. 
Was wußten und hielten amerikanische Soziologen von Norbert Elias? 3. Hätte 
Elias die Beiträge der amerikanischen Soziologie für sein eigenes Werk stärker 
ausnutzen können? 4. Hätte die amerikanische Soziologie das Werk von Elias stär­
ker berücksichtigen können? Diese letzte Frage betrifft auch die Gegenwart: was 
macht heute das Werk von Elias noch immer interessant und wichtig für (ameri­
kanische) Soziologen? 

Summary 

In this article four questions are raised about the relationship between the great 
European sociologist Norbert Elias (1897 - 1990) and American sociology. l. What 
did Elias know and think of American sociology? 2. What did American sociolo­
gists know and think of Elias? 3. Could Elias have profited more from the contri­
butions of American sociology? 4. Could American sociology have profited more 
from Elias 's work? The last question also pertains to the present: what makes 
Elias 's work still interesting and important for (American) sociologists today? 

AKTEURE, INTERESSEN UND DEUTUNGSMUSTER: 
EINE KULTURSOZIOLOGISCHE ANALYSE DER DEBATTE 

ÜBER DAS GLEICHE WAHLRECHT IN PREUSSEN 
(1890 - 1918) 

Von Jürgen Gerhards und Jörg Rössel, Leipzig 

I. Theoretischer Rahmen und Forschungsfragen 
der Untersuchung1 

Demokratie bezeichnet eine spezifische Organisationsform des politi­
schen Systems einer Gesellschaft. Das Kernmerkmal von Demokratie als 
Organisationsform des Staates besteht darin, daß die Herstellung von 
kollektiv verbindlichen Entscheidungen an die Interessen und Willens­
bildungsprozesse der Bevölkerung gekoppelt ist. In westlichen Indu­
striegesellschaften haben sich nahezu ausschließlich repräsentative De­
mokratien unterschiedlicher Verfaßtheit durchgesetzt. Deren Grund­
prinzip besteht in der Delegation von Herrschaftsmöglichkeiten auf Re­
präsentanten, die auf .Zeit gewählt sind. Das allgemeine und gleiche 
Wahlrecht bildet das institutionalisierte Regelsystem, das jedem Bürger 
die gleiche Chance gibt, Herrschaftsträger zu bestimmen.2 Es ist heute 
in der Bundesrepublik, aber auch in anderen westlichen Industriegesell­
schaften ein selbstverständlicher Bestandteil pluralistischer Demokra­
tien, hat Verfassungsrang, wird von nahezu allen Bürgerp als zentraler 
Wert akzeptiert, ist jeder politischen Kontroverse entzogen und bildet 
insofern einen Kernbestand der politischen Kultur westlicher Gesell­
schaften. 

Diese Beschreibung trifft allerdings erst seit einigen Jahrzehnten auf 
die Mehrzahl der westlichen Industriegesellschaften zu. Das allgemeine, 
gleiche und geheime Wahlrecht und damit die Demokratie im modernen 

1 Die Untersuchung wurde durch die Fritz Thyssen Stiftung finanziert. Wir be­
danken uns darüber hinaus ganz herzlich bei Gabor Rychlak und Volker Titel, die 
als studentische bzw. wissenschaftliche Hilfskraft die Codierung der Parlaments­
debatten und der Informationen zu den Abgeordneten durchgeführt haben. 

2 Damit sind die institutionellen Merkmale von Demokratien noch nicht hinrei­
chend beschrieben: Fuchs (1998) nennt neben dem allgemeinen und gleichen 
Wahlrecht (1) noch repräsentative Willensbildung (2) pluralistischen Wettbewerb 
um Herrschaftspositionen (3) und Gewaltenteilung (4). 
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Sinne mußte sich erst in einem langen historischen Prozeß durchsetzen, 
und dieser Prozeß ist in den verschiedenen Ländern zu einem unter­
schiedlichen Zeitpunkt abgeschlossen worden (vgl: das Schaubild in 
Noblen 1992: 513; Therborn 1977). In Deutschland wurde das allgemeine 
und gleiche Wahlrecht zum ersten Mal im Jahr 1919 eingeführt. In der 
Zeit des Kaiserreichs existierte ein scharfer Gegensatz zwischen dem 
Wahlrecht für verschiedene Parlamente. Das Wahlrecht zum Reichstag 
war ein allgemeines, gleiches, direktes und geheimes Männerwahlrecht, 
und auch die Wahlrechte verschiedener süd- und mitteldeutscher Staa­
ten wurden bis zum ersten Weltkrieg zunehmend demokratisiert (Lässig 
1995). Davon hob sich deutlich das Wahlrecht des größten Bundesstaates 
des deutschen Reiches - Preußen - ab. Bis 1918 gab es in Preußen zwar 
ein (auf Männer beschränktes) allgemeines, aber kein geheimes und vor 
allem kein gleiches, sondern ein Dreiklassenwahlrecht (Huber 1978: 
497 - 500). Dieses wurde 1849 durch einen Oktroy der preußischen Regie­
rung eingeführt und bis 1918 nahezu unverändert beibehalten (Kühne 
1994b; Grünthal 1978). Die„Wähler wurden beim Dreiklassenwahlrecht 
in drei Abteilungen eingeteilt. Die Einteilung erfolgte nach der Gesamt­
summe der in der Gemeinde erbrachten direkten Staatssteuern. Die 
Wähler wurden nach ihrer Steuerleistung aufgelistet, und es wurden 
diejenigen mit den höchsten Steuerleistungen derart in einer Gruppe zu­
sammengefaßt, daß ihre Steuern ein Drittel der Gesamtsumme der Steu­
ern in dieser Gemeinde ausmachten; ähnlich wurde mit der zweiten und 
dritten Abteilung verfahren. In der ersten Klasse befanden sich weniger 
als 5% der Wähler, in der 2. Klasse ca. 15% und in der dritten Abteilung 
mehr als 80% aller Wähler (Ritter/Niehuss 1980: 142 - 144). Jede Abtei­
lung wählte einen gleich großen Anteil von Wahlmännern für die Abge­
ordnetenwahl, so daß das individuelle Stimmgewicht in der ersten Ab­
teilung ca. 20-mal höher als in der dritten Abteilung war. Die über das 
Dreiklassenwahlrecht in Preußen abgesicherte Vorherrschaft adlig-kon­
servativer sozialer Gruppen bildete auch auf der Ebene der Reichspoli­
tik eine erhebliche Demokratisierungsblockade (Wehler 1995: 857; Nip­
perdey 1992: 97). 

So wie jede institutionelle Ordnung ist auch das Wahlrecht keine reine 
Verfahrensregel, sondern kann als die Realisierung kultureller Werte be­
trachtet werden (Parsons 1951). Dem allgemeinen und gleichen Wahl­
recht unterliegt also auch der Glaube an bestimmte, als gerechtfertigt 
angesehene, kulturelle Werte. Den Verfahrensregeln selbst ist ihr Gehalt 
an Ideen" ihr kultureller Gehalt meist nicht anzusehen. Dieser bleibt 
lat~~t, wird aber dann manifest, wenn über Verfahrensregeln öffentlich 
gestritten wird und Protagonisten und Opponenten Normen verteidigen 
müssen oder wollen. Mit Jürgen Habermas formuliert könnte man auch 
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sagen, wenn normative Fragen öffentlich diskutiert werden, dann wird 
der unterstellte Geltungsanspruch einer Norm strittig, wird zum kom­
munikativen Thema und provoziert die Formulierung von Argumenten 
und Deutungen (praktischer Diskurs) zur Stützung von Geltungsan­
sprüchen (Habermas 1981). 

Der Streit um den Geltungsanspruch des Dreiklassenwahlrechts 
zeigte sich in dem von uns analysierten Fall in den Gesetzesinitiativen, 
die in das preußische Abgeordnetenhaus eingebracht wurden und in den 
öffentlich-parlamentarischen Debatten über eine Wahlrechtsreform. 3 

Über die vorgeschlagenen Reformen des preußischen Dreiklassenwahl­
rechts wurde ja im preußischen Abgeordnetenhaus abgestimmt und vor 
allem in ausführlichen Debatten diskutiert. Die Abgeordneten haben, 
unter Rückgriff auf kulturelle Werte, mit unterschiedlichen Argumenten 
und Strategien versucht, ihre Positionen und Deutungen zur Wahl­
rechtsfrage zu rechtfertigen und die Gesetzgebung zu beeinflussen. Die 
dabei ins Feld geführten einzelnen Argumente für oder gegen eine Ände­
rung des Wahlrechts sind meist gebunden an zentrale kulturelle Deu­
tungsmuster und Werte, die in einer Gesellschaft Geltung besitzen. Die 
Diskussionen um das Wahlrecht und die dabei verwendeten Argumente 
lassen sich entsprechend als Definitionskämpfe über zentrale politische 
Werte und über die politische Kultur einer Gesellschaft interpretieren. 

Wir verfolgen mit unserer Studie zwei Ziele: 1. Auf der Basis einer sy­
stematischen Inhaltsanalyse der parlamentarischen Debatten und von 
namentlichen Abstimmungen, die im preußischen Abgeordnetenhaus 
zwischen 1890 und 1918 über das Dreiklassenwahlrecht stattgefunden 
haben (Kapitel II.) , analysieren und beschreiben wir die Deutungsmu­
ster, die zur Begründung politischer Optionen von Sprechern im Parla­
ment benutzt wurden (Kapitel III.) . Die Argumente der parlamentari­
schen Akteure werden klassifiziert und als Ausdruck von grundlegenden 
kulturellen Wertvorstellungen und Deutungsmustern interpretiert. 4 

Diese Deutungsmuster werden von politischen Repräsentanten konkre­
ter gesellschaftlicher Akteure benutzt, die sozialstrukturell bestimmbar 
und mit Interessenslagen ausgestattet sind. Neben einer Beschreibung 

3 Damit soll nicht behauptet werden, daß erst zu dem in der Untersuchung be­
handelten Zeitraum das preußische Dreiklassenwahlrecht strittig wurde, da seine 
Berechtigung schon seit seiner Einführung immer wieder umstritten war (Kühne 
1994b; Pollmann 1985; Grünthal 1978; Patemann 1964; Dietzel 1934). Gegenstand 
dieses Aufsatzes ist keine Rekonstruktion der preußischen Wahlrechtsdebatten 
insgesamt, sondern die exemplarische Analyse kultureller Deutungsmuster in der 
parlamentarischen Auseinandersetzung. 

4 Daneben gibt es in der Literatur diverse, aus unterschiedlichen Disziplinen 
kommende Begriffe, die jeweils ähnliches wie Deutungsmuster bezeichnen (vgl. 
Vowe 1994). 



184 Jürgen Gerhards und Jörg Rössel 

der Deutungsmuster wollen wir der erklärenden Frage nach der Verbin­
dung von Deutungsmustern und den Interessenlagen der Akteure nach­
gehen (Kapitel IV.). Zur Erklärung von Deutungsunterschieden zwi­
schen verschiedenen Akteuren greifen wir vor allem auf das Konzept ge­
sellschaftlicher Konfliktlinien von Seymour Martin Lipset und Stein 
Rokkan zurück {Lipset/Rokkan 1967). Die Abgeordneten und deren 
Parteien betrachten wir in unserer Untersuchung als Repräsentanten 
dieser durch die Konfliktlinien strukturierten Bevölkerungssegmente. 
Soziale Strukturen setzen sich allerdings nicht unmittelbar in politi­
sches Verhalten um, sondern erst dann, wenn sie mit kulturellen Sinnbe­
zügen aufgeladen werden (Rohe 1992: 13; Pappi 1977; Heath/Jowell/ 
Curtice 1985). Wir versuchen den Zusammenhang zwischen Interessen 
und Ideen durch folgenden „Vierschritt" argumentativ und empirisch 
nachzuzeichnen: Wir beziehen in einem ersten Schritt das allgemeine 
Konzept gesellschaftlicher Konfliktlinien auf den empirischen Fall 
Preußens (Kap. IV.a) und fragen dann - zur Generierung von Hypothesen 
-, inwieweit die sozialen Gruppen, die die Pole der Spannungslinien bil­
deten, in ihren Interessenlagen durch eine Reform des Dreiklassenwahl­
rechts tangiert worden wären (Kap. IV.b). Wir untersuchen dann, in wel­
chem Maße die Parteien als Repräsentanten der verschiedenen Span­
nungslinien interpretiert werden können und in welchem Maße sie die 
theoretisch erwarteten Positionen zum Wahlrecht auch tatsächlich ein­
genommen haben (Kap. IV.c). Schließlich gehen wir der Frage nach, ob 
sich auch die Verwendung der Deutungsmuster der Parteien auf die 
Konfliktlinienstruktur ursächlich beziehen läßt (Kap. IV.d). 

Unsere Ausführungen verstehen sich als kultursoziologische Analy­
sen. Dies ist insofern erläuterungsbedürftig, weil sich unsere Vorstellun­
gen einer sozialwissenschaftlichen Analyse von Kultur zumindest von 
zwei anderen Vorgehensweisen unterscheiden. 

1. Die meisten kultursoziologischen Forschungen der letzten 20 Jahren 
stehen wissenschaftstheoretisch in der Traditionslinie der Hermeneutik 
(a), sind dem interpretativen Paradigma der Soziologie zuzurechnen (b), 
sind häufig mikrosoziologisch ausgerichtet (c) und arbeiten in aller Re­
geln mit qualitativen Methoden der Datenerhebung und Datenauswer­
tung (vgl. exemplarisch die Beiträge in Soeffner 1988). Von dieser Vor­
stellung von Kultursoziologie weichen wir in einigen Punkten ab. Wis­
senschaftstheoretisch stehen die Überlegungen in der Traditionslinie 
des kritischen Rationalismus; wir gehen davon aus , dass neben dem in­
terpretatorischen Beschreiben auch Erklärungen in dem „weichen" Be­
reich der Deutungsanalyse erstrebenswert und möglich sind. Thematisch 
fokussieren wir einen Makroaspekt von Kultur, insofern wir die Kultur 
von Demokratie untersuchen. Methodisch schließlich versuchen wir mit 
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einer systematischen Inhaltsanalyse die Deutungsmuster von Akteuren 
zu rekonstruieren. Uns fehlt hier der Raum diese andere Akzentsetzung 
einer Kultursoziologie genau zu begründen. Sie sollte allein ausgewiesen 
sein. 

2. Wir weichen zugleich von dem Verständnis von politischer Kultur 
ab, das der Almond/Verba-Tradition der politischen Kulturforschung in 
der Politikwissenschaft zugrunde liegt. Politische Kultur eines Landes 
wird von Gabriel A. Almond und Sidney Verba (1963) definiert als die 
Verteilung von Einstellungen der Bürger eines Landes bezüglich der 
Strukturen des politischen Systems (vgl. auch Kaase 1982). Drei Punkte 
scheinen uns an diesem Verständnis von politischer Kultur nicht hinrei­
chend überzeugend zu sein: a) Die Unterschätzung der Macht der Eliten: 
Theoretisch wie empirisch scheint einiges für die These zu sprechen, daß 
für politische Entwicklungen nicht die aggregierten Einstellungen von 
Individuen relevant sind, sondern die Programmatik, kulturellen Werte 
und Interessen von organisierten kollektiven Akteuren (Przeworski 
1991: 28). Auch die Entstehung von politischen Konfliktlinien und deren 
Institutionalisierung hängt maßgeblich vom Handeln politischer Eliten 
ab (Rohe 1992; Claggett et al. 1982). b) Die Vermischung von Einstellun­
gen und Kultur. Politische Kultur wird definiert über die Aggregation 
von recht spezifischen Einstellungen der Bevölkerung zu Strukturele­
menten des politischen Systems. Damit werden aber nicht die generali­
sierten kulturellen Werte und Deutungsmuster erfaßt, die gleichsam 
,,hinter" den konkreten Einstellungen lagern, und den Einstellungen ih­
re legitimatorische Kraft geben (Rohe 1990). c) Die Unterbelichtung des 
kommunikativen Aspekts von Kultur: Die Almond/Verba-Tradition der 
Definition von Kultur lokalisiert Kultur in den Einstellungen der Sub­
jekte. Kultur entfaltet aber erst ihre Wirkungsmacht, wenn die Deu­
tungsmuster und Werte auch öffentlich kommuniziert werden. Insofern 
scheint es uns plausibel, Kultur als kommunikativ verwendete Deu­
tungsmuster zu definieren. 5 

5 Unsere Analysen unterscheiden sich zugleich von historiographischen Dar­
stellungen zur Entwicklung des Wahlrechts in Preußen und dies in zwei Punkten: 
Zum einen methodisch, indem wir versuchen, die Deutungsmuster der Debatten 
durch eine systematische, intersubjektiv überprüfbare Inhaltsanalyse zu erheben 
und den Zusammenhang zwischen Konfliktlinien einerseits und Positionen und 
Deutungsmuster andererseits durch statistische Verfahren zu bestimmen, zum an­
deren theoretisch, ja fast paradigmatisch, indem wir der wissenschaftstheore­
tischen Vorstellung einer erklärenden Sozialwissenschaft folgen, und theoriege­
steuert den Zusammenhang zwischen Interessen einerseits und Ideen andererseits 
zu überprüfen versuchen. 
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II. Datengrundlage und Methoden 

Die empirische Grundlage der Untersuchung bilden eine systemati­
sche Inhaltsanalyse aller Debatten über das Dreiklassenwahlrecht im 
Preußischen Abgeordnetenhaus in der Zeit von 1890 bis 1918 einerseits 
und die Analyse der Wählerklientel der Parteien und ihrer Interessenla­
ge andererseits. 6 

Gegenwärtig scheint die Soziologie der Kultur die Domäne einer ver­
stehenden, interpretativen Soziologie zu sein. 7 Die Beschreibung von 
Ideen und Wertemuster erfolgt entsprechend meist mit Hilfe qualitativer 
Verfahren der Datenerhebung und der Datenauswertung. Der Vorteil 
qualitativer Verfahren liegt in der engen Deckung zwischen dem Sinn 
und der Bedeutung des analysierten Materials einerseits und den Beob­
achterkategorien des Forschers andererseits; die Interpretationen weisen 
einen hohen Grad der Sinnadäquanz auf. Allerdings sind qualitative 
Verfahren auf die Auswertung kleiner Textmengen beschränkt und da­
her in ihren Ergebnissen nur beschränkt repräsentativ; darüber hinaus 
weise.n die Ergebnisse nur bedingt die Möglichkeit einer intersubjekti­
ven Uberprüfbarkeit auf. Die Vorteile und Nachteile von quantitativen 
Formen der Inhaltsanalyse verhalten sich genau umgekehrt: die Befunde 
können meist für sich den Anspruch hoher Repräsentativität reklamie­
ren, da große Textmengen erfaßt werden können; sie sind meist gut inter­
subjektiv überprüfbar, da klare Regeln für die Codierung von Textein­
heiten angegeben werden. Auf der anderen Seite stellt gerade die Auflö­
sung komplexer Texte mit differenzierten Argumentationsketten in 
kleine Texteinheiten eine Beschränkung der quantitativen Inhaltsanaly­
se dar, die eine sinnadäquate Erfassung von Texten behindert. 

Wir haben zur Erfassung der von den Abgeordneten benutzen Deu­
tungsmuster versucht, eine mittlere Strategie zu verfolgen, die die Reden 
der Abgeordneten in einzelne Argumente zerlegt, die wir als adäquate 
Sinneinheiten der Texte betrachten. Für die quantitative Analyse wur­
den diese Argumente in verschiedene Deutungsmuster klassifiziert, wo­
bei der argumentative und historische Kontext von den Codierern be­
rücksichtigt wurde, um eine möglichst sinn-adäquate Erfassung zu er-

6 Genauere E_rläute~ngen vor allem der komplizierten Inhaltsanalyse von Deu­
tungsmustern finden sich an anderer Stelle (Rössel 1999; Gerhards/Rössel 1999). 
Ern weiteres Beispiel für eine systematische Analyse von Parlamentsdebatten fin­
det sich bei Bleses / Offe/Peter (1997). Vor allem Nullmeyer hat auf die Relevanz 
von Deutungsmustern und Interpretationsprozessen für die Policy-Forschung 
aufmerksam gemacht (Nullmeier 1993). 

7 Dies gilt natürlich nicht für die in der Almond und Verba Tradtion stehenden 
Analyse politischer Kultur, die aber innerhalb der Soziologie einflußlos geblieben 
ist. 
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möglichen. Analyseeinheit der Inhaltsanalyse bilden alle Parlamentsde­
batten, die im preußischen Abgeordnetenhaus zwischen 1890 und 1918 
zum Thema Wahlrecht gehalten wurden. Die Codiereinheit der Inhalts­
analyse bilden zum einen die Rede eines jeden Sprechers, zum anderen 
die verschiedenen Aussagen eines Sprechers zur Begründung seiner Ein­
stellung zum Wahlrecht. Bildet die Rede eines Abgeordneten die Codie­
reinheit, dann wurde sein Name und seine Partei erhoben. Darüber hin­
aus wurden die Redner aufgrund ihres Abstimmungsverhaltens bei 
Wahlreformvorlagen hinsichtlich ihrer Reformbereitschaft klassifiziert. 8 

Die zweite Codiereinheit bilden die Aussagen der Abgeordneten, die sie 
zur Begründung ihrer Wahlrechtsposition äußerten, also die Argumente 
für oder wider eine Wahlrechtsreform. Die Wahlrechtsreform kann un­
terschiedliche Elemente umfassen: die Öffentlichkeit, die Gleichheit, die 
Direktheit und die Allgemeinheit des Wahlrechts. In der Inhaltsanalyse 
wurde erhoben, auf welche dieser Dimensionen sich das jeweilige Argu­
ment eines Redners bezieht. Wir beschränken uns in unseren Analysen 
allein auf die Gleichheitsdimension des Wahlrechts ; das Thema „glei­
ches/ ungleiches Wahlrecht" war zugleich das wichtigste Thema der 
Wahlrechtsdebatten. Alle Aussagen der Parlamentarier mit Bezug auf 
andere Dimensionen des Wahlrechts werden aus der Analyse ausge­
schlossen. Die Anzahl der codierbaren Argumente pro Sprecher war 
nicht begrenzt. Codiert wurde immer nur das Vorkommen eines Argu­
ments; die Variable hat also ein nominales Skalenniveau. Die meisten 
der Argumente, die in der Debatte um die Reform des Wahlrechts be­
nutzt wurden, weisen nicht die Struktur eines vollständigen Arguments 
im Sinne der Argumentationstheorie auf (vgl. Toulmin 1958). Wir haben 
die verschiedenen Argumente zu insgesamt elf Deutungsrahmen aggre­
giert (siehe die inhaltliche Erläuterung im nächsten Kapitel). 9 

Die Abgeordneten des Preußischen Abgeordnetenhauses waren ganz 
überwiegend an Fraktionen der verschiedenen Parteien gebunden. Da­
bei gilt es zu beachten, daß wir es in der Regel noch nicht mit Mitglie­
derparteien im heutigen Verständnis zu tun haben, da die formale Bin­
dung der Abgeordneten bzw. der Mitglieder an die Partei relativ 
schwach war. Da manche der Parteien während des Analysezeitraums 

8 Es wurden zwei - von taktischen Rücksichten relativ freie - namentliche Ab­
stimmungen ausgewählt, um die Position der Abgeordneten zu Wahlrechtsrefor­
men _zu bestimmen. Eine Abstimmung vom 20. 5. 1912 über die Einführung des 
geheimen und direkten Wahlrechts und eine Abstimmung vom 2. 5. 1918 über die 
Einführung des gleichen Wahlrechts. 

9 Ob die jeweiligen Argumente den Überzeugungen der jeweilige Abgeordneten 
entsprachen oder aus strategischen Gründen geäußert wurden kann - wie in na­
hezu allen Bereichen der historischen und empirischen Sozialforschung - hier 
nicht überprüft werden. 
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sich aufgelöst, neugebildet oder mit anderen fusioniert haben, haben 
wir die Parteien der Abgeordneten für die Datenauswertung zum Teil 
zu Parteirichtungen aggregiert. 10 Wir unterscheiden entsprechend zwi­
schen den Konservativen (Freikonservative oder Reichspartei und 
Deutschkonservative Partei) den Nationalliberalen, den Linksliberalen 
(Freisinnige Vereinigung, Freisinnige Volkspartei, Fortschrittliche 
Volkspartei) , dem Zentrum, den Sozialdemokraten und der polnischen 
Fraktion (Kolo Polskie). Auf der Basis der historischen Sekundärlitera­
tur haben wir versucht, die verschiedenen von Stein Rokkan und Sey­
mour Martin Lipset skizzierten sozialen Konfliktlinien für die preußi­
sche Gesellschaft zu beschreiben und darüber hinaus die Verbindung 
zwischen ihnen und den politischen Parteien im preußischen Abgeord­
netenhaus zu analysieren. Dazu wurden aus dem Handbuch der Wahlen 
zum preußischen Abgeordnetenhaus (Kühne 1994a) Daten für die preu­
ßischen Landtagswahlen von 1908 erhoben und für eine einfache, ag­
gregierte Wahlanalyse verwendet. 

m. Reden und Deutungsmuster in den Wahlrechtsdebatten 

Insgesamt kamen in den Wahlrechtsdebatten 333 mal Abgeordnete zu 
Wort, einige von ihnen mehrmals (104 verschiedene Sprecher). Die im 
Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien haben sich in einem recht unter­
schiedlichen Maße an der Debatte beteiligt (Daten werden hier nicht 
ausgewiesen). Entscheidend für das Engagement in der Wahlrechtsfrage 
war der Wille, das bestehende Wahlrecht zu ändern. Vor allem die So­
zialdemokraten, Linksliberalen und Polen, die sich am intensivsten für 
eine Wahlrechtsreform einsetzten, konnten für sich mehr Aussagen ver­
buchen als man nach der Sitzverteilung erwarten könnte. Der umge­
kehrte Befund gilt für die Konservativen als mandatsstärkster Partei­
richtung. Sie hielten sich in der Debatte zurück. Dies gilt in noch stärke­
rem Maße für die zweitstärkste Parteirichtung, das Zentrum. Beide Par­
teirichtungen überließen das „Palavern" den mandatsmäßig schwachen 
Parteien und vertrauten auf ihre Macht in den parlamentarischen Ent­
scheidungsprozessen. 

Die insgesamt in der Analyse berücksichtigten 2853 Argumente, die 
von den Abgeordneten in den verschiedenen Debatten formuliert wur­
den, verteilen sich auf 11 verschiedene Deutungsmuster. 11 Die Kon-

10 Grundlegende Informationen zu allen bürgerlichen Parteien und Verbänden 
finden sich in Fricke (1983) . 

11 Dabei ist allerdings wichtig zu sehen, daß mit der Bezugnahme auf einen be­
stimmten Rahmen keine Option für eine bestimmte Position zu einer Wahlrechts-
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struktion dieser Deutungsmuster bzw. des zugrundeliegenden Katego­
riensystems erfolgte induktiv und deduktiv zugleich: Erstens wurde 
durch eine intensive Pretest-Phase versucht, ein induktives System von 
Kategorien zu entwickeln, das die verschiedenartigsten Bezugspunkte 
und Argumente der Abgeordneten zuläßt. Zweitens haben wir uns an 
den demokratietheoretischen Begründungen von Demokratie orientiert 
und daraus Argumentationskategorien abgeleitet. Dabei haben wir uns 
vor allem auf Robert Dahls Versuch einer Begründung der Demokratie 
bezogen. Dahl (1989) hat einen der elaboriertesten Versuche vorgelegt, 
die Grundprinzipien von Demokratie und deren Möglichkeiten der Insti­
tutionalisierung theoretisch zu begründen. Dahl geht davon aus, daß 
sich das Prinzip des gleichen Wahlrechts auf zwei Prämissen bezieht: 
,,Because the choices are, of course, what we mean by voting, this crite­
rion may be said to require voting equality at the decisive stage. Ob­
viously something like this requirement has been an mainstay of demo­
cratic theory and practice from classical Greece onward. But on what ra­
tional ground? It 's justification rests, I think, on the practical judgement 
that voting equality at the decisive stage is necessary in order to provide 
adequate protection for the intrinsic equality of citizens and the Pre­
sumption of Personal Autonomy" (Dahl 1989: 109). Zwei allgemeine An­
nahmen liegen dem Prinzip des gleichen Wahlrechts also zugrunde: Die 
erste dieser Prämissen geht davon aus , daß die Menschen im Wesen 
gleich sind (intrinsic equality). Die zweite Prämisse geht davon aus, daß 
die Menschen freie und autonome Wesen sind (personal autonomy) . Au­
tonomie jedes einzelnen Menschen bedeutet, daß jeder Einzelne am be­
sten in der Lage ist, seine eigenen Interessen zu erkennen und darüber 
bestimmen zu können und dies nicht durch andere erfolgt. Diese beiden 
Prämissen werden nicht nur von Dahl sondern von den meisten anderen 
Demokratietheoretikern als die basalen Grundwerte von Demokratie 
angesehen. ,,Politische Freiheit und politische Gleichheit sind also dieje­
nigen kulturellen Werte, ohne die ein Demos und damit auch die Demo­
kratie nicht bestimmbar ist. Beide stellen demgemäß die normativen 
Prinzipien dar, die von vornherein mit akzeptiert werden müssen, wenn 
man von einer Demokratie als einem positivem Wert ausgeht. Nicht zu­
fälligerweise begreifen fast alle prominenten Demokratietheoretiker der 
Moderne - wenn auch mit teilweise unterschiedlichen Begründungen -
das Postulat der „wechselseitigen Anerkennung als Freie und Gleiche" 
als das tragende Prinzip ihrer Theorieentwürfe (Dworkin; Larmore; Ha-

reform verbunden ist. Im ersten Rahmen - Patriotismus - sind sowohl diejenigen 
Argumente enthalten, die sich unter Berufung auf patriotische Vorstellungen für 
eine Wahlrechtsreform aussprachen als auch diejenigen, die sich unter Verwen­
dung dieses Werts gegen eine Reform gewandt haben. 
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bermas; Rawls) " (Fuchs 1998: 158-159). Wir haben daher versucht, diese 
beiden Werte in unserem Kategoriensystem zu berücksichtigen, um fest­
stellen zu können, wie hoch der Anteil demokratietheoretisch relevanter 
Argumente in den preußischen Wahlrechtsdebatten war. 

Wir werden in einem ersten Schritt die einzelnen Deutungsmuster ge­
nauer erläutern und durch Beispielzitate illustrieren (vgl. Tabelle 1) . Die 
Reihenfolge der Darstellung folgt nicht der Reihenfolge der Häufigkeit 
des Vorkommens, sondern der erläuterten Einteilung in demokratietheo­
retisch abgeleitete Deutungsmuster und andere Deutungsmuster. 

Tabelle 1 

Deutungsmuster der Wahlrechtsdebatten in % 

Demokratietheoretisch abgeleitete Deutungsmuster 

a) Prinzipielle Gleichheit als Kriterium für das Wahlrecht 13,4 

b) Prinzipielle Ungleichheit als Kriterium für das Wahlrecht 6,8 

c) Leistung und Verdienst als Kriterium für das Wahlrecht 9,7 

d) Ablehnung von Leistung und Verdienst als Kriterium für das 5,4 
Wahlrecht 

e) Autonomie und Unabhängigkeit der Bürger 2,0 

f) Abhängigkeit der Bürger 0,9 

Andere Deutungsmuster 

g) Die Auswirkungen auf die Nation/Preußen als Argument für die 15,4 
Gestaltung des Wahlrechts: Patriotismus 

h) Volk/Mehrheit als Bezugspunkt für die Gestaltung des Wahl- 13,5 · 
rechts: Demos 

i) Gesellschaftlicher Wandel und Fortschritt im In- und Ausland als 13,2 
Argument für die Gestaltung des Wahlrechts 

j) Gesellschaftliche und politische Stabilität als Argument für die 11,2 
Gestaltung des Wahlrechts 

k) Bezugnahme auf Autoritäten als Argument für die Gestaltung 8,5 
des Wahlrechts 

100,0 % 
(N=2853) 

Akteure, Interessen und Deutungsmuster 191 

a) Der Deutungsrahmen - Prinzipielle Gleichheit - bezog die Wahl­
rechtsdiskussion auf die Frage der intrinsischen Gleichheit der Men­
schen. Er bildet das wichtigste Deutungsmuster der demokratietheore­
tisch abgeleiteten Deutungsmuster, aber nur den drittwichtigsten Deu­
tungsrahmen insgesamt. In diesem Deutungsmuster wurde behauptet, 
daß die Menschen prinzipiell gleich seien, auch wenn wir nicht prüfen 
können, ob und in welchem Ausmaß sich diese Vorstellung von Gleich­
heit auf beide Geschlechter bezieht. Mit 13,4 % der Nennungen war das 
Gleichheitsdeutungsmuster zwar relativ wichtig aber weit entfernt von 
einer hegemonialen Stellung. Der Wert der Gleichheit wurde zum einen 
im Hinblick auf die individuelle Gleichheit diskutiert, zum anderen im 
Hinblick auf die Gleichheit unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen, 
wie die der Arbeiterschaft oder der Beamten. Dieser kulturelle Wert 
wurde dabei in der Regel selbst nur behauptet, eher selten hingegen wei­
ter begründet, indem z. B. auf Naturrechte oder auf eine göttliche Ord­
nung verwiesen wurde. Die Vorstellung von der grundsätzlichen Gleich­
heit der Menschen findet sich beispielsweise in dem folgenden Zitat des 
sozialdemokratischen Abgeordneten Heinrich Ströbel über die unglei­
che Größe der Wahlkreise in Preußen: Wenn wir z. B. den Wahlkreis Rix­
dorf-Schöneberg vergleichen mit dem Wahlkreis Schrimm-Schroda-Wre­
schen oder Preußisch Holland-Mohrungen oder wie dieser interessanten 
(sie) Gegenden heißen mögen, finden wir, daß in Schöneberg-Rixdorf erst 
87000 Wähler einen Abgeordneten wählen. Wie will denn der Herr Abge­
ordnete Herold das schlechte Wahlrecht für die Wähler in Rixdorf-Schö­
neberg begründen? Will er etwa behaupten, die Wähler in Preußisch Hol­
land-Mohrungen seien zehnmal intelligenter, stünden moralisch zehn­
mal höher, bildeten eine zehnmal wertvolleren Teil der Bevölkerung als 
die Wähler von Schöneberg-Rixdorf. Das wird er gewiß nicht wagen wol­
len?" (Ströbel 11.02. 1910). 

b) Die Bezugnahme auf die Vorstellung der prinzipiellen Ungleichheit 
der Menschen, die in 6,8% der Argumente verwendet wurde, kann als 
eine Antwort auf die Frage nach der intrinsischen Gleichheit der Men­
schen verstanden werden. Damit konnte sowohl gemeint sein, daß be­
stimmte Personen grundsätzlich von herausragender Bedeutung sind, 
aber auch daß bestimmte gesellschaftliche Gruppen prinzipiell ein Recht 
auf eine Privilegierung besitzen. Dies wird in den folgenden Ausführun­
gen des Konservativen Ernst von Heydebrand sehr deutlich: ,,Nichts in 
der weiten Welt, insbesondere in der menschlichen Gesellschaft gibt es, 
was so wenig existiert wie die Gleichheit. Da gibt es keine Gleichheit, 
sondern es gibt nur ein organisches Zusammenfassen von zusammenge­
hörigen Mitgliedern, die der Beruf oder das Geschick oder die Tätigkeit 
oder etwas anderes zusammenführt" (Heydebrand 30 . 04. 1918). 
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c) Mit 9,7 % der Äußerungen bildete das Deutungsmuster Gleichheit 
nach Leistung und Verdienst das sechstwichtigste Interpretationsmuster 
der Debatten. Dabei zielen die Argumente innerhalb dieses Deutungs­
musters auf die Behauptung, daß das Wahlrecht -eines Bürgers bzw. einer 
bestimmten Gruppe an seinen/ ihren Leistungen und Verdiensten für 
das Gemeinwesen bemessen werden sollte. Auch hier geht es um die Fra­
ge der intrinsischen Gleichheit der Menschen; allerdings wird hier gleich 
und ungleich über die erbrachten Leistungen definiert . Leistung wurde 
dabei in den Argumenten unterschiedlich spezifiziert: durch die Zah­
lung von Steuern, durch Wissen und Bildung oder spezifische Dienste, 
wie den Einsatz der Bevölkerung im Krieg. So betont der Abgeordnete 
Heydebrand (13. 01. 1893) z. B. ,, Wir müssen es als ein durchaus richtiges 
Prinzip erachten, daß die Steuerlast, die effektive Steuerlast, nach wie 
vor als das Korrelat, als der Maßstab der Wahlberechtigung festgehalten 
worden ist". Allerdings konnte diese Vorstellung durchaus auch als ein 
Argument für die Einführung eines allgemeinen oder gleichen Wahl­
rechts nutzbar gemacht werden, indem auf die durch bestimmte Lei­
stungen bewiesenen Fähigkeiten von bestimmten Bevölkerungsgruppen 
hingewiesen wurde, wie in dem folgenden Zitat des Sozialdemokraten 
Heinrich Ströbel deutlich wird: ,, Ich halte es für ganz erstaunlich, wie 
man heute, in einer Zeit, wo es tausende studierender Frauen gibt, wo 
die Frauen auf allen Gebieten des Erwerbslebens bewiesen haben, daß 
sie den Männern ebenbürtig sind, noch den Frauen das Wahlrecht versa­
gen kann" (Ströbel 11. 02 . 1910). 

d) Den vierten Deutungsrahmen bilden diejenigen Argumente, die den 
Rahmen Gleichheit nach Leistung ablehnen. Sie wurden in 5,4% der 
Fälle benutzt und bezweifeln die Behauptung, daß bestimmte Leistun­
gen oder Verdienste einer Person oder einer Gruppe tatsächlich relevant 
für die Zuteilung politischer Teilhaberrechte sein können. So wird in 
dem folgenden Zitat des Sozialdemokraten Robert Leinert gerade die 
Rechtfertigung der Steuern als Basis für das Wahlrecht in Zweifel gezo­
gen: ,,Ist es gerecht, daß ein Kriegswucherer hundert Kriegsteilnehmer 
niederstimmen kann? Nein, meine Herren, wir können nicht zugeben, 
daß die Leute, die sich heute das Pfund Gänsefleisch für 10 M kaufen 
können, für das Land mehr tun als andere, die nicht in dieser glückli­
chen Lage sind, daß diese Leute in ihren Rechten ungerecht verkürzt 
würden, wenn sie ebenso viel Rechte haben wie jeder andere" (Leinert, 
15. 02. 1917). 

e) Der fünfte Deutungsrahmen, der nur in 2 % der Fälle benutzt wurde, 
bezieht sich auf die zweite von Dahl genannte Prämisse, die Autonomie 
der Staatsbürger. Hier sind alle die Argumente versammelt, die die Vor­
aussetzungen einer Wahlrechtsausübung durch die Bürger thematisieren 
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und letztendlich die Autonomie und Unabhängigkeit der Bürger be­
haupten oder zumindest als wünschenswert ansehen. Drei verschiedene 
Voraussetzungen wurden diskutiert: die Unabhängigkeit der Bürger in 
ihrer Entscheidung, ihre Fähigkeit, ihre Interessen zu erkennen und zu 
artikulieren und die Fähigkeit, das Allgemeinwohl zu erkennen und sich 
dafür einzusetzen. Generell wird also behauptet, daß die Bürger als au­
tonome Individuen fähig sind, ihre Interessen zu erkennen und Entschei­
dungen zu fällen , wie es in dem folgenden Zitat des Abgeordneten der 
polnischen Fraktion Wojciech Korfanty deutlich wird: ,, In meinen Augen 
heißt politische Bildung nichts anderes als das richtige Verständnis sei­
ner eigenen Interessen. Meine Herren, und diese politische Bildung be­
sitzt unser Volk, die besitz t der preußische Bürger; er besitz t das Ver­
ständnis seiner eigenen Interessen, und diese werden ihm auch diktieren, 
wie er seine Stimme abzugeben hat" (Korfanty 20 . 05. 1912). 

f) Die genau gegenteilige Behauptung findet sich im sechsten Deu­
tu:ngsrahmen, der eben nicht davon ausgeht, daß die Menschen autonom 
entscheidende Individuen sind und selbst am besten über ihre Interessen 
Auskunft geben können. Hier befinden sich nur 0,9 % der Argumente. In 
diesem Deutungsmuster sind all die Argumente versammelt, die be­
haupten, daß die Menschen prinzipiell nicht losgelöst von ihren sozialen 
Abhängigkeiten und Einbettungen behandelt werden können und als 
nicht unabhängig betrachtet werden können. Das folgende Zitat des 
Konservativen Freiherrn Octavio von Zedlitz und Neukirch mag die Ver­
wendung des Rahmens verdeutlichen: ,,Meine Herren, soll es etwa der 
Vernunft entsprechen, daß man den Massen, die an Erfahrung und Urteil 
minder reif sind als die Minderheit, die Entscheidung über das Ergebnis 
der Wahl in die Hand legt?" (Zedlitz und Neukirch 11. 02. 1910). 

Wir wenden uns im folgenden den Deutungsmustern, die wir nicht aus 
den demokratietheoretischen Prämissen abgeleitet haben. 

g) Der wichtigste Bezugspunkt in der Debatte insgesamt war ein 
Deutungsmuster, das wir als „Patriotismus" bezeichnen (15,4%). Hier 
haben wir alle die Argumente zusammengefaßt, die davon ausgehen, 
daß ein gleiches Wahlrecht gut/schlecht für die Nation, Preußen oder 
das Vaterland ist, weil es diese(s) stärkt/ schwächt. Dabei wird der Wert 
der preußischen / nationalen Gemeinschaft als der wichtigste Bezugs­
punkt interpretiert, an dem gemessen das Wahlrecht beurteilt wird. 12 

Der linksliberale Abgeordnete Otto Wiemer z. B. verwendet ein Argu-

12 Dabei ist zu berücksichtigen, daß preußischer und deutschnationaler Patrio­
tismus im Kaiserreich keineswegs gleichgesetzt werden können. Da sich aber nur 
geringe Unterschiede in der Verwendung feststellen ließen, wurde hier aus Grün­
den der Übersichtlichkeit nur eine Kategorie für patriotische Argumente gebildet. 
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ment dieses Rahmens für die Begründung eines gleichen Wahlrechts: 
,, Wenn wir zu der Überzeugung kommen, daß der Bestand des preußi­
schen Staates gefährdet ist, so würden wir unsere Pflicht verletzen, 
wenn wir einer Vorlage, die eine solche Gefährdung enthält, zustimmen 
würden. Wir fordern diese Reform nicht zuletzt im Hinblick auf die 
Stellung, die Preußen als Vormacht im Deutschen Reich einnehmen 
soll " (Wiemer 26 . 01. 1909). Diese Orientierung an patriotischen Über­
legungen findet sich auch bei den Gegnern einer Wahlrechtsreform, wie 
das folgende Zitat des Konservativen Gustav Malkewitz verdeutlicht: 
„Ausschlaggebend ist einzig und allein das Interesse des preußischen 
Staates, das meine politischen Freunde über das Interesse des einzelnen 
Staatsbürgers an möglichst weitgehender politischer Freiheit stellen " 
(Malkewitz 10. 01. 1908). 

h) Eine deutlich abweichende Konzeption der politischen Gemein­
schaft findet sich im zweitwichtigsten Deutungsrahmen der analysier­
ten Debatten, den wir als Demos bezeichnen und der mit 13,5 % der 
zweitwichtigste Interpretationsrahmen darstellt. Nicht die Orientierung 
am Wohl und Wehe der Nation oder des preußischen Staates sind die 
Bezugspunkte, sondern die Orientierung am Volk als politischem Sou­
verän. Damit wird der Wille des Volkes und seine Rechte zum Argu­
ment für eine bestimmte Gestaltung des Wahlrechts. Dies wird auch 
aus dem folgenden Zitat des sozialdemokratischen Abgeordneten Hein­
rich Ströbel deutlich, der seine eigene Position mit der Berufung auf 
den Mehrheitswillen im Volk unterstützt: ,,Die ungeheure Mehrheit 
des Volkes fordert das allgemeine, gleiche Wahlrecht, . .. " (Ströbel 
11. 02. 1910). 

i) Das neunte Deutungsmuster rahmt die Wahlrechtsfrage im Kontext 
von Entwicklungen im In- und Ausland und setzt sie in Beziehung zur 
Ideologie von Wandel, Fortschritt und Modernität (13,2%). Dabei wird 
implizit ein Evolutionskonzept von Gesellschaft in Richtung einer Wei­
ter- und Höherentwicklung unterstellt, an dem sich die Wahlrechtsfrage 
messen lassen muß. Aus bestimmten politischen und sozialen Entwick­
lungen im In- und Ausland wird dabei auf die Gestaltung der preußi­
schen Verhältnisse und vor allem des Wahlrechts geschlossen, wie das 
folgende Zitat des linksliberalen Abgeordneten Hermann Pachnicke ver­
deutlicht: ,,Die Veränderung des Volkskörpers in den vergangenen drei­
ßig Jahren läßt das Dreiklassenwahlrecht als vollständig inadäquat er­
scheinen . . . neue Kräfte sind emporgekommen, die ein neues Recht ver­
langen; dem Großgrundbesitz, dem Landadel steht die bürgerliche Welt 
gegenüber, die für Wissenschaft und Wirtschaft glänzendes geleistet hat 
und deshalb zu größerem Einfluß kommen muß und kommen will" 
(Pachnicke, 20. 05 . 1912). Auch Veränderungen im Ausland wurden als 
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Vergleichsmaßstab der preußischen Entwicklung entgegengehalten, wie 
ein Zitat des Sozialdemokraten Karl Liebknecht belegt: ,,Meine Herren, 
es ist ihnen ja auch vorgehalten worden, daß das Wahlrecht zur russi­
schen Duma ein besseres Wahlrecht ist als das Wahlrecht zum preußi­
schen Landtag, und zwar so, wie es jetzt ist, und so, wie es nach der 
Kompromißvorlage sein wird" (Liebknecht 16.03.1910). 

j) Das zehnte Deutungsmuster bezeichnen wir mit dem Begriff Stabili­
tät. Das Muster umfaßt alle die Argumente, die davon ausgingen, daß ein 
gleiches Wahlrecht die Stabilität/Instabilität der Gesellschaft erhöhen 
wird; die Sicherung von stabilen gesellschaftlichen Zuständen bildet 
den Bezugspunkt der Beurteilung einer Wahlrechtsreform. Dabei um­
faßte der Begriff Stabilität verschiedene Dimensionen, die von wirt­
schaftlicher Wohlfahrt, über die Abfederung von Radikalität, Revolution 
und Anarchie bis hin zu einer militärischen Stabilität reicht. Generell 
ist darin eine Absage an umfassende soziale und politische Veränderun­
gen enthalten, auch wenn dieses Argument für eine Wahlrechtsreform 
ins Feld geführt wurde, wie bei dem folgenden Zitat des Nationallibera­
len Paul von Krause: " . .. sollen wir eben auch alles tun, um Zufrieden­
heit wenigstens in denjenigen Kreisen zu erzielen, welche vielleicht noch 
schwanken und zur Sozialdemokratie hin neigen, die wir aber befestigen 
in der Zufriedenheit und in dem Festhalten an den Ordnungszuständen, 
wenn wir alles vermeiden, was eben zur Unzufriedenheit Anlaß gibt und 
sie nähren kann. Und ein Nähren der Unzufriedenheit ist das Bestehen 
des heutigen preußischen Wahlsystems" (Krause, 23.03 . 1906). Eine Ge­
genposition des Deutungsmusters formulierte z. B. der konservative Ab­
geordnete Christoph Cremer: ,,Die Veränderung des Wahlrechts wird 
nur dazu führen, daß morgen noch radikalere Forderungen gestellt wer­
den, wie die Einführung des Frauenwahlrechts oder radikale Steuerver­
änderungen" (Cremer, 31. 05. 1893). 

k) Die Bezugnahme auf Autoritäten bildet schließlich den elften und 
letzten Rahmen der Deutung des Wahlrechtsthemas, der in 8,5% der 
Fälle benutzt wurde. Wir haben hier all die Argumente zusammengefaßt, 
die sich nicht auf kulturelle Inhalte und Prinzipien zur Begründung von 
Positionen beziehen, sondern auf Personen und Institutionen, die als Au­
toritäten ins Feld geführt und die zur Stützung der eigenen Meinung zi­
tiert werden. Bei den Autoritäten handelte es sich um wissenschaftliche 
oder kulturelle Autoritäten (Sybel, Gneist, Bismarck etc.) , wie das fol­
gende Beispiel des linksliberalen Abgeordneten Leopold Rosenow zeigt: 
„ Wir sind der Meinung ... , daß das Dreiklassenwahlsystem, welches von 
hoher Seite aus einmal als das elendste aller Wahlsysteme bezeichnet 
worden ist (von Bismarck, die Autoren) so schnell wie möglich beseitigt 
werden muß" (Rosenow 26 . 01. 1909). 
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Die Verteilung der Argumente auf die verschiedenen Deutungsmuster 
lassen sich in zwei Punkten bilanzieren. 

1. Unsere Auswertungen zeigen, daß die Debatte um eine Reform des 
Wahlrechts nicht durch ein oder zwei „Master-Frames" (Snow und Be­
nford 1992) dominiert wurde, sondern durch eine Vielzahl unterschiedli­
cher Deutungsmuster. Die hinsichtlich einer Wahlrechtsreform gespalte­
nen politischen Eliten bezogen sich auch nicht auf ein- und dieselben 
politischen Werte und Deutungen, sondern auf unterschiedliche Ideen. 
Insofern dokumentieren die Debatten um das Wahlrecht, daß die parla­
mentarischen Eliten nicht über eine gemeinsame politische Kultur ver­
fügten , sondern daß unterschiedliche und sich widersprechende Ideen 
den kulturellen Horizont der Debatten bildeten. Der Begriff der Kultur 
suggeriert einen für alle Akteure einheitlichen Horizont von Ideen und 
Werten. Die Wahlrechtsdebatten zeigen dagegen sehr deutlich die Exi­
stenz eines Konflikts zwischen verschiedenen kulturellen Orientierun­
gen. 

2. Die vier Deutungsmuster „Prinzipielle Gleichheit", ,,Prinzipielle 
Ungleichheit", ,,Leistung und Verdienst" sowie „Ablehnung von Lei­
stung und Verdienst" sind Rahmen, die das Prinzip der intrinsischen 
Gleichheit thematisieren. Der Wert der personalen Autonomie wird 
durch die beiden Deutungsmuster „Autonomie und Unabhängigkeit" 
und „Soziale Abhängigkeit" thematisiert. Die vier Gleichheitsdeutungs­
muster vereinigen auf sich zusammen 35,3 %, die beiden Autonomiedeu­
tungsmuster 2,9% der Argumente. Zusammen ergibt dies einen Betrag 
von 38,1 %. Dies aber bedeutet, daß sich weniger als 40 % der Argumente 
in den preußischen Wahlrechtsdebatten auf die allgemeinen Prinzipien 
und Werte bezogen, die zur Begründung eines gleichen Wahlrechts laut 
demokratietheoretischer Lesart die eigentlichen Grundlagen der Legiti­
mation liefern können. Umgekehrt formuliert : 60% der Argumente zur 
Begründung einer Befürwortung oder Ablehnung eines gleichen Wahl­
rechts bezogen sich auf ganz andere Werte und Bezugspunkte, als ab­
strakte Werte, aus denen das Prinzip „one man, one vote" deduzierbar 
wäre. Die Funktionalität einer Wahlrechtsreform für Preußen, die Siche­
rung gesellschaftlicher Stabilität, der Verweis auf den Willen des Volkes, 
den gesellschaftlichen Wandel im In- und Ausland und auf Autoritäten, 
bilden zusammen die Deutungsmuster, die die Mehrzahl der Argumente 
für sich verbuchen können. Die Legitimation einer Wahlrechtsreform, 
wie die der Ablehnung einer Reform, erfolgte also nicht dominant über 
Prinzipien, die man als die Grundprinzipien einer demokratischen Kul­
tur beschreiben könnte, sondern über andere kulturelle Bezugspunkte. 
Der Frage, welche Deutungsmuster von welchen Akteuren .benutzt wur­
den, wenden wir uns im folgenden Kapitel zu. 
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IV. Spannungs- und Konfliktlinien und die Artikulation 
von politischen Positionen und Deutungsmustern der Parteien 
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Wir gehen von der allgemeinen Annahme aus, daß die Wahlrechtsre­
formdebatten im preußischen Abgeordnetenhaus keine sozial kontextlo­
sen Veranstaltungen waren, sondern eingebunden waren in die Konkur­
renz zwischen den politischen Parteien um Wählerstimmen und Macht. 
Die Koalitionen von politischen Parteien mit bestimmten Bevölkerungs­
segmenten werden in der politischen Soziologie vor allem mit Hilfe der 
Theorie gesellschaftlicher Spannungs- und Konfliktlinien analysiert 
(Lipset/Rokkan 1967). 13 Vertreter im Parlament sind abhängig von der 
Klientel, die sie in das Parlament gewählt haben. Die Wählerschaft wie­
derum ist durch sozialstrukturelle Merkmale gekennzeichnet, die dann 
politisch relevant werden, wenn sie als solche von kollektiven Akteur 
kulturell interpretiert und in die politische Arena transportiert werden 
(Rohe 1992). Geht man mit der Theorie gesellschaftlicher Spannungsli­
nien davon aus, daß das Elektorat ein nach Spannungslinien strukturier­
tes Elektorat darstellt, dann lassen sich die Abgeordneten u. a . als Re­
präsentanten unterschiedlicher Bevölkerungssegmente interpretieren, 
die mit ihren Argumenten und Positionen zwei Intentionen verfolgen: sie 
wollen zum einen mit ihren kulturellen Deutungsmuster ihr spezifisches 
soziales Wählermilieu integrieren und hinter sich versammeln, sie wol­
len zum zweiten mit ihren Argumenten und Deutungen ihrem Milieu an 
sich Fernstehende (in Konkurrenz mit anderen Abgeordneten) umwer­
ben. 

Wir beziehen in einem ersten Schritt das allgemeine Konzept gesell­
schaftlicher Konfliktlinien auf den empirischen Fall Preußen (IV.a) und 
fragen dann, inwieweit die sozialen Gruppen, die die Pole der Span­
nungslinien bildeten, in ihren Interessenlagen durch eine Reform des 
Dreiklassenwahlrechts tangiert worden wären (IV.b). Wir untersuchen 
dann in welchem Maße die Parteien als Repräsentanten der verschiede­
nen Spannungslinien interpretiert werden können und in welchem Maße 
sie die theoretisch erwarteten Positionen zum Wahlrecht auch tatsäch­
lich eingenommen haben (IVc) . Schließlich gehen wir der Frage nach, ob 
sich auch die Verwendung der Deutungsmuster der Parteien auf die 
Konfliktlinienstruktur ursächlich beziehen läßt (IV.d) . 

13 Franz Urban Pappi (1985) macht die sinnvolle Unterscheidung zwischen 
Spannungs- und Konfliktlinie. Konfliktlinie meint den m_anifesten Konflik~, der 
sich in unserem Fall an den Argumenten und Positionen zeigt, Spannungshme be­
zeichnet hingegen die Latenz von Konfliktlinien. Es bedarf Akteure, die S_pan­
nungslinien anläßlich eines Themas oder einer Problemstellung m Konflikthmen 
transformieren. 
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a) Das Konzept gesellschaftlicher Spannungs- und Konfliktlinien 
und die Spannungslinien in Preußen 

Stein Rokkan und Seymour Martin Lipset (Lipset/Rokkan 1967) be­
trachten zum einen die Staatsbildung und zum anderen die Industriali­
sierung als die beiden zentralen Modernisierungsprozesse. Im Zusam­
menhang mit diesen beiden historischen Prozessen können jeweils zwei 
gesellschaftliche Spannungslinien hervorgerufen werden. Erstens 
kommt es im Prozeß der Staatsbildung häufig zur territorialen Integra­
tion von Regionen in das Staatsgebiet, die ethnisch, kulturell oder in an­
derer Hinsicht deutlich von der dominanten Kultur eines Staates unter­
schieden sein können. Aus einem solchen Prozeß kann eine relativ dauer­
hafte Spannungslinie zwischen der dominanten und der „eingemeinde­
ten" Kultur entstehen, wie wir dies z. B. in Großbritannien feststellen 
können (Rechter 1975). Zweitens dehnt der Staat im Prozeß der Staats­
bildung seine Funktionen über immer weitere Bereiche der Gesellschaft 
aus und nivelliert dabei althergebrachte Rechte und Privilegien. Dies 
bringt ihn vor allem in einen Konflikt mit den Kirchen. So finden sich in 
Europa in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in fast allen Ländern 
mit katholischer Bevölkerung Konflikte zwischen dem Staat und der ka­
tholischen Kirche, da der Staat bestimmte Rechte und Privilegien der 
Kirche einzuschränken drohte (Lönne 1986). 

Der Prozeß der Industrialisierung vermag zwei weitere Spannungsli­
nien zu produzieren. Im Zuge der Industrialisierung kommt es zu einer 
Entgegensetzung von agrarischen und industriellen Interessengruppen. 
Nicht nur, daß die agrarischen Interessen durch die Industrialisierung in 
vielfältiger Hinsicht betroffen werden (Landflucht, steigende Löhne für 
Landarbeiter, sinkende Preise aufgrund von verbesserten Transportmög­
lichkeiten), vor allem werden auch die bisherigen Führungsansprüche 
der agrarischen Elite zunehmend in Frage gestellt, so daß sich zwischen 
diesen Sektoren eine gesellschaftliche Spannungslinie herausbilden 
kann. Schließlich kommt es im Verlauf der Industrialisierung auch zur 
Herausbildung eines Gegensatzes zwischen Arbeitnehmern und Arbeit­
gebern, da immer mehr Menschen zu Lohnarbeitern werden und sich ih­
re Interessen zumindest teilweise im Gegensatz zu den Interessen der 
Arbeitgeber befinden. Vor dem Hintergrund dieser allgemeinen Typolo­
gie von Lipset und Rokkan lassen sich die gesellschaftlichen Span­
nungslinien in Preußen genauer spezifizieren: 

a) Die Spannungslinie zwischen deutscher und polnischer Kultur bil­
dete einen Gegensatz zwischen einer dominanten und einer unterworfe­
nen Kultur. Von den insgesamt 35 ,4 Millionen Einwohnern Preußens wa­
ren im Jahre 1910 3,7 Millionen Polen (Wehler 1995: 961) . Um 1910 ge-
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hörte also immerhin jeder zehnte Preuße der polnischen Nationalität an. 
Besonders seit Gründung des deutschen Kaiserreichs wurden verstärkt 
Repressions- und Germanisierungsmaßnahmen gegenüber den Polen 
vorgenommen, so daß die nationalen Unterschiede von einer gesell­
schaftlichen Spannungslinie in eine Konfliktlinie transformiert wurden. 
Nicht nur die Verwendung der polnischen Sprache in Schulen und poli­
tischen Vereinen wurde zunehmend erschwert, von Seiten nationalisti­
scher Verbände und der preußischen Regierung wurde sogar versucht, in 
den mehrheitlich polnisch besiedelten Gebieten für eine Ansiedlung von 
Deutschen zu sorgen und dies auch mit Zwangsmaßnahmen zu unter­
stützen (Nipperdey 1992: 274 - 275) . Die polnische Bevölkerung organi­
sierte sich daher in zahlreichen Interessenverbänden und war dauerhaft 
durch eigene Fraktionen im preußischen Abgeordnetenhaus vertreten. 

b) Wenden wir uns dem konfessionellen Gegensatz zu. Im Königreich 
Preußen war die Verteilung der Bevölkerung auf die verschiedenen Reli­
gionsgemeinschaften 1871 wie folgt: ca. 65% evangelische und 33,5% rö­
misch-katholische Christen. Schwerpunkte der katholischen Bevölke­
rung lagen in Hohenzollern (96%) , im Rheinland (73 %), in Posen (64%) , 
Westfalen (53%), Schlesien (51 %) und Westpreußen (49 %) (Hohorst/ 
Kocka/Ritter 1975: 54). 14 Vor allem im Rheinland und in Westfalen ent­
zündeten sich Konflikte zwischen der katholischen Bevölkerungsmehr­
heit dieser Provinzen und der protestantisch geprägten preußischen Re­
gierung. Diese Konflikte entzündeten sich schon in der Zeit des Vormärz 
an der Frage der Mischehen (Hardtwig 1985: 169-170) und verschärften 
sich dann in den fünfziger Jahren noch, als von Seiten der preußischen 
Regierung die Tätigkeit der Jesuiten eingeschränkt wurde. Der Konflikt 
zwischen Regierung und katholischer Bevölkerung wurde darüber hin­
aus noch durch den seit der Mitte des 19. Jahrhunderts stärker werden­
den, gut organisierten Volkskatholizismus verstärkt (Sperber 1984). Al­
lerdings bildeten die Entwicklungen bis in die sechziger Jahre hinein 
nur eine Art von Vorgeplänkel für die Entstehung des konfessionellen 
Gegensatzes im Kulturkampf der 1870er Jahre. Die preußische Regie­
rung erließ zahlreiche Gesetze, die die Schulaufsicht der katholischen 
Kirche einschränkte, die die Priester unter staatliche Aufsicht stellten, 
der Kirche zusätzliche Rechte nahmen und vor allem zur Disziplinierung 
rebellischer Priester führten (Hofmann 1993: 101). Diese Auseinander­
setzungen führten dann zur Stärkung der Zentrumspartei, die vor allem 
in den siebziger und frühen achtziger Jahren nahezu ein Viertel aller 
Wählerstimmen bei den Reichstagswahlen erhielt. Unterstützt wurde 

14 In den östlichen Provinzen war der konfessionelle Gegensatz noch durch den 
nationalen Gegensatz überlagert, da hier die meisten Katholiken zur polnischen 
Bevölkerungsgruppe gehörten. 
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diese politische Organisierung durch eine Reihe von großen, katholisch 
geprägten Interessenverbänden, wie dem Volksverein für das katholische 
Deutschland, den christlichen Gewerkschaften und Bauernvereinen. Die 
konfessionelle Spannungslinie ist damit relativ dauerhaft im politischen 
Leben Deutschlands institutionalisiert worden (Schmitt 1989). 

c) Die größten Veränderungen in den Spannungslinien der preußi­
schen Gesellschaft haben sich bei den sozioökonomischen Gegensätzen 
ergeben. Wir erläutern zuerst die sektorale Spannungslinie. Arbeiteten 
1867 noch 51 ,5% der Bevölkerung in Deutschland im primären Sektor, 
so lag dieser Anteil im Jahr 1913 lediglich bei 34,5% (Nipperdey 1992: 
269). Bis in das späte 19. Jahrhundert hinein war die Situation der deut­
schen Landwirtschaft relativ unbedrängt. Erst seit den siebziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts wurden die deutschen Agrarproduzenten durch 
preiswertes Importgetreide unter Druck gesetzt. Ab den neunziger Jah­
ren gilt dies dann auch für die Produzenten tierischer Lebensmittel. Auf 
diese Krise reagierte die Landwirtschaft mit zunehmender Organisation 
in Verbänden, wobei der Bund der Landwirte - gegründet 1893 - (vgl. 
Puhle 1966) eine herausragende Rolle einnahm. Dieser hatte in der Fol­
gezeit versucht, die landwirtschaftlichen Interessen zu bündeln und in 
die Politik umzusetzen. Im deutschen Kaiserreich wurde auf diese Art 
und Weise der sektorale Gegensatz wirkungsvoll institutionalisiert. Dis­
sens besteht in der Forschung über die Frage, inwieweit der BdL in er­
ster Linie die Interessen der ostelbischen Großgrundbesitzer vertreten 
hat oder auch in allgemeinerer Hinsicht agrarischer Interessenvertreter 
war (Puhle 1966; Hunt 1974; Eley 1993). Insgesamt trafen die Forderun­
gen der agrarischen Interessenverbände auf eine seit den späten neunzi­
ger Jahren stärker werdende Gegenwehr, die 1909 in der Gründung des 
Hansabundes kulminierte, der ein Zusammenschluß nichtagrarischer 
Kräfte war, zu dessen Programmpunkten auch die Ablehnung übertrie­
bener agrarischer Forderungen gehörte (Mielke 1976). 

d) Im Zuge des Industrialisierungsprozesses bildete sich aber nicht 
nur eine sektorale Spannungslinie heraus, sondern auch eine Span­
nungslinie zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Betrachtet man 
nur die Entwicklung in der Industrie, so stieg von 1875 bis 1907 der An­
teil der Arbeiter von 56,5 % aller Beschäftigten in diesem Sektor in Preu­
ßen auf 77,6%, während der Anteil der Selbständigen in diesem Bereich 
von 41,8% auf 16,2% fiel (Hohorst/Kocka/Ritter 1975: 70). Eine deutli­
che Polarisierung der Beschäftigten in Arbeiter und Arbeitgeber war die 
Folge. Während die deutschen Industriearbeiter im internationalen Ver­
gleich in ihrem Lebensstandard durchaus verhältnismäßig gut abschnit­
ten (Wehler 1995: 776-777), so war doch insgesamt die Situation der Ar­
beiterschaft durch eine prekäre Lage gekennzeichnet, da sie den größten 

Akteure, Interessen und Deutungsmuster 201 

Teil ihres Einkommens für elementare Konsumausgaben verwenden 
mußten und darüber hinaus kaum sparen konnten (Nipperdey 1992: 312; 
Stearns 1980). Hinzu kommt, daß die neu entstandene Arbeiterbevölke­
rung aufgrund ihrer hohen Konzentration in Fabriken und Städten bes­
sere Organisationsmöglichkeiten als z. B. die ländliche Arbeiterschaft 
besaß. Diese Möglichkeiten wurden in Deutschland schon relativ bald in 
kollektiven Protest und gewerkschaftliche Organisierung umgesetzt, um 
die Lebensbedingungen der Arbeiterschaft zu verbessern (Kocka 1983: 
154 - 198). Auf diese Weise wurde der Gegensatz von Arbeit und Kapital 
institutionalisiert und setzte sich mit der frühen Gründung der sozialde­
mokratischen Parteien dann auch in der Politik fort. Darüber hinaus 
standen in den industriellen Beziehungen in Preußen die mitgliederstar­
ken Freien Gewerkschaften relativ intransigenten, von der Schwerindu­
strie dominierten, Industrieverbänden, wie dem Centralverband deut­
scher Industrieller gegenüber (Kaelble 1967). 

b) Interessenlagen der Bevölkerungssegmente 
gegenüber einer Wahlrechtsreform: Hypothesen 

Die Ausführungen des letzten Abschnitts sollten verdeutlicht haben, 
daß alle von Lipset und Rokkan beschriebenen Spannungslinien auch 
durchaus in der preußischen Gesellschaft anzutreffen waren und durch 
ihre Organisierung in Konfliktlinien überführt wurden. Ob allerdings 
die derartig institutionalisierten Konfliktlinien eine Rolle bei der Be­
trachtung der Wahlrechtsdebatten spielen, ist nicht von vornherein fest­
zulegen. Nicht bei jedem Thema wird jede Konfliktlinie aktiviert, son­
dern nur, wenn die Interessen der jeweiligen Bevölkerungssegmente be­
troffen sind. In welchem Maße waren die Interessenlagen der verschiede­
nen Bevölkerungssegmente durch eine Wahlrechtsreform potentiell 
tangiert? Dazu formulieren wir folgende Hypothesen. 

a) Eindeutig ist eine Abschaffung des Dreiklassenwahlrechts mit dem 
Interessengegensatz zwischen Polen und Deutschen verbunden. Erstens 
wurde die polnische Bevölkerung durch das aktive Eingreifen und die 
offene Manipulation der preußischen Verwaltung bei den Wahlen zum 
Abgeordnetenhaus benachteiligt (Kühne 1994b: 80-81). Zweitens hatte 
die polnische Bevölkerung Preußens. seit den 1870er Jahren in zuneh­
mendem Maße unter Repressalien zu leiden. Nicht nur, daß die Verwen­
dung der polnischen Sprache in den Schulen, Kirchen und Vereinen im­
mer stärker zurückgedrängt wurde. Dazu kam, daß der preußische Staat 
eine aktive Germanisierungspolitik betrieb, die die Ansiedlung von pol­
nischen Staatsbürgern erschwerte und sogar die Enteignung von polni-
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schem Großgrundbesitz vorsah (Wehler 1995: 963 , 968). Eine Reform hin 
zum gleichen Wahlrecht hätte im Abgeordnetenhaus diejenigen Kräfte 
gestärkt, die für gewöhnlich gegen die antipolnischen Maßnahmen 
stimmten, also Linksliberale, Zentrum und vor allem die Sozialdemo­
kraten. Dies hätte auch den Wahlmanipulationen der Verwaltung in 
stärkerem Maße einen Riegel vorschieben können. Insofern vermuten 
wir, daß die Frage einer Wahlrechtsreform den Interessengegensatz zwi­
schen Polen und Deutschen in einem starken Maße tangiert hat. 

b) Wenden wir uns dem konfessionellen Gegensatz zu. Bei den Wahlen 
zum preußischen Abgeordnetenhaus war der katholische Bevölkerungs­
teil nicht benachteiligt. Wahrscheinlich hätte er bei einer Reform der 
Wahlkreise sogar mit gewissen Einbußen rechnen müssen, da die katho­
lische Bevölkerung häufig in agrarischen und damit relativ kleinen 
Wahlbezirken lebte. Allerdings waren die Katholiken in hohem Maße bei 
der Rekrutierung für die preußische Verwaltung benachteiligt. So war 
beispielsweise im preußischen Justizministerium der einzige angestellte 
Katholik ein Botenjunge (Wehler 1995: 1027). Eine stärkere Demokrati­
sierung Preußens durch ein verändertes Wahlrecht und eine damit ver­
bundene stärkere parlamentarische Stellung des Zentrums hätte zumin­
dest in der Tendenz die preußische Verwaltung für bisher ausgeschlos­
sene Bevölkerungsgruppen offener machen können (vgl. Fenske 1973: 
354- 355). Umgekehrt gilt aber, daß ein gleiches Wahlrecht möglicher­
weise eine antiklerikale Mehrheit aus Liberalen und Sozialdemokraten 
hervorgebracht hätte, was die Interessen der Katholiken negativ hätte 
tangieren können. Es zeigt sich also, daß die Interessenlage der Katholi­
ken gegenüber der Wahlreform nicht eindeutig war, weil mehrere Inter­
essen in unterschiedlicher Richtung tangiert wurden, die im Resultat zu 
einer Neutralisierung oder zu einer internen Diversifizierung geführt 
haben mögen, so unsere Hypothese. 

c) Betrachten wir die sektorale Konfliktlinie . Die nichtagrarischen Be­
völkerungsgruppen waren in vielerlei Hinsicht benachteiligt. Nicht nur, 
daß die nichtagrarischen Abgeordneten sehr viel mehr Stimmen brauch­
ten, um einen Sitz zu erringen, die adlig-agrarischen Gruppen waren 
auch in den Spitzen der preußischen Verwaltung weit überrepräsentiert 
(Wehler 1995: 817 - 819). Nicht nur in der politischen, auch in der ökono­
mischen Dimension war der agrarische Sektor in Preußen bevorzugt. 
Das preußische Steuersystem war sehr deutlich zugunsten des agrar­
ischen Sektors gestaltet (Witt 1973; Witt 1970: 51 ; Hallerberg 1996) und 
die rechtliche Gestaltung der ländlichen Arbeitsverfassung war zugun­
sten der ländlichen Grundeigentümer geordnet (Vormbaum 1980) , so 
daß die führenden ländlichen Gruppen einen deutlichen Vorteil aus ihrer 
politischen Überrepräsentation ziehen konnten. Dementsprechend hät-
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ten auch die gewerblichen und kaufmännischen Eliten, wie die gesamte 
nichtagrarische Bevölkerung, durchaus einen Vorteil in der Veränderung 
des Wahlrechts sehen können. Demgegenüber kann vermutet werden, 
daß die in schlagkräftigen Interessenverbänden organisierten agrar­
ischen Besitzklassen eher von einem Weiterbestehen des Dreiklassen­
wahlrechts hätte profitieren können. 

d) Auch die Arbeiter waren gegenüber den Arbeitgebern in Preußen 
deutlich benachteiligt. Ihre Stimmen zählten aufgrund des Dreiklassen­
wahlrechts weniger, was ihnen auch einen geringeren Einfluß auf die 
für die Gesamtverhältnisse des deutschen Reiches entscheidende preu­
ßische Politik gab. So konnte die Koalitionsfreiheit der Arbeitnehmer 
immer wieder durch die parlamentarisch kaum kontrollierten Gerichte 
und die Verwaltung in drastischem Maße eingeschränkt werden (Saul 
1974: 227 - 262) und eine Steuerpolitik durchgeführt werden, die mit 
hohen indirekten Steuern vor allem die geringverdienenden Arbeitneh­
mer belastete (Witt 1970: 52) . Zusammengefaßt hätten also gerade die 
Arbeitnehmer von einer Veränderung des preußischen Wahlrechts so­
wohl in politischer als auch in ökonomischer Hinsicht profitieren kön­
nen. Das umgekehrte gilt entsprechend für die Vertreter der Seite des 
Kapitals. 

Bilanzieren wir unsere Hypothesen: Wir vermuten, daß eine Wahl­
rechtsreform im hohen Maße die Interessen der Konfliktlinie Polen/ 
Deutsche, agrarischer/ nicht-agrarischer Sektor und Arbeiterschaft/ 
Arbeitgeber tangiert hat. Wir erwarten keinen oder einen ambivalenten 
Zusammenhang für den konfessionellen Gegensatz. Bevor wir die for­
mulierten Hypothesen überprüfen, müssen wir zuerst analysieren, ob 
und wie die beschriebenen Konfliktlinien durch die Parteien repräsen­
tiert worden sind. 

c) Parteien, gesellschaftliche Konfliktlinien und 
Positionen zur Wahlrechtsreform 

Abgeordnete im Parlament gehören in der Regel Parteien und ihren 
Fraktionen an. Parteien bilden eine intermediäre Struktur zwischen ge­
sellschaftlichen Konfliktlinien einerseits und dem Verhalten von Abge­
ordneten andererseits , so die Vorstellung von Rokkan und Lipset. In ei­
nem ersten Schritt gehen wir der Frage nach, ob die im Preußischen Ab­
geordnetenhaus vertretenen Parteien als Repräsentanten unterschiedli­
cher Spannungslinien interpretiert werden können. In einem zweiten 
Schritt analysieren wir dann den Zusammenhang zwischen Parteien und 
den Einstellungen zur Wahlrechtsreform. 
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Um den Zusammenhang zwischen Konfliktlinien und politischen Par­
teien zu bestimmen, haben wir eine Wahlanalyse der preußischen Land­
tagswahlen von 1908 durchgeführt. Mit Hilfe von linearen Regressionen 
wurden Korrelationen zwischen dem Anteil von bestimmten Bevölke­
rungssegmenten in den Wahlkreisen und den Stimmenanteilen der Par­
teien in den jeweiligen Wahlkreisen berechnet. Die Auswahl der unter­
suchten Bevölkerungssegmente ergibt sich dabei aus der Theorie gesell­
schaftlicher Konfliktlinien. Wir haben alle in unserer Untersuchung be­
rücksichtigten Konfliktlinien in die Analyse der Wahlergebnisse mit 
einbezogen und darüber hinaus noch 2 Dummy-Variablen für die regio­
nale Ausrichtung der Parteien berücksichtigt. 15 Die Variable „Land­
wirt" gibt den prozentualen Anteil landwirtschaftlicher Beschäftigter, 
,,Katholik" den Anteil der Katholiken und „Polen" den Anteil der polni­
schen Minderheit im Wahlkreis an. Da für die preußischen Landtags­
wahlen die Ergebnisse für jede Wahlabteilung vorliegen, kann auch ein 
grober Vergleich zwischen dem Wahlverhalten der oberen sozialen 
Schichten und de~ unteren sozialen Schichten gemacht werden (2. Klas­
se, 3. Klasse). 16 

Tabelle 2 

Determinanten der Stimmenanteile der Parteirichtungen 1908 

Konser- Zentrum Natio- Links- Sozial- Poln. 
vativ nallib. lib. dem. Frak. 

Landwirt 0,41 *** -0,19*** -0,31* ** -0,28* ** -0 ,64*** 0,25 *** 

Katholik -0 ,37 ** * 0,73** * -0,22* ** -0,15 *** -0,27 *** -0 ,12** * 

Polen 0,20*** -0,06 * 0,29*** 0,01 -0 ,11*** 0,70 ** * 

2. Klasse -0,27** * -0,09* -0,27*** -0 ,13* 0,11 * 0,01 

3. Klasse -0,53*** -0,19* * * -0,55* * * -0,34*** 0,20 *** 0,01 

Region1815 -0,17** * 0,16*** 0,50 *** -0,31*** -0,30*** 0,09** 

Region1866 -0,30* * * 0,04 0,34*** -0,13*** -0,12* * * 0,02 

R 2 adj. 0,51 0,67 0,44 0,21 0,56 0,50 

p < 0,05; •• p < 0,01; •• • p < 0,001. 
Angegeben sind die standardisierten Regressionskoeffizienten. 

15 Region1815 bezeichnet die 1815 von Preußen gewonnenen Gebiete (Rhein­
provinz, Westfalen, Sachsen) und Region1866 bezeichnet die 1866 annektierten 
Provinzen (Schleswig-Holstein, Hannover, Hessen-Nassau). 

16 Die Stimmenanteile sind auf die Gesamtwahlberechtigten der Abteilungen 
prozentuiert und die einzelnen Fälle sind nach der Zahl der Gesamtwahlberech­
tigten der Wahlabteilungen gewichtet worden. 
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Die Konservativen zeigen sich (siehe Tabelle 2) vor allem in den oberen 
Wahlabteilungen protestantischer, agrarischer Wahlkreise als relativ 
stark. Beim Zentrum findet sich eine deutliche Zuordnung zu den katho­
lischen Wahlkreisen, mit relativ geringen sozialstrukturellen Differen­
zierungen. Die beiden liberalen Parteirichtungen weisen eine relativ 
ähnliche Struktur ihrer Stimmenrekrutierung aus. Beide gewinnen eher 
in nichtagrarischen und protestantischen Wahlkreisen ihre Stimmen. 
Allerdings haben die Nationalliberalen in den unteren Wahlabteilungen 
schwächer abgeschnitten. Darüber hinaus zeigt sich sowohl bei den Na­
tionalliberalen als auch bei den Konservativen eine positive Korrelation 
der Stimmenanteile mit dem Anteil der Polen im Wahlkreis . Dies liegt 
an der Tatsache, daß Abgeordnete dieser Parteien häufiger als deutsche 
Sammelkandidaten in national heterogenen Wahlkreisen aufgestellt 
wurden, in denen es von beiden Seiten zu einer erheblichen Mobilisie­
rung der Wähler kam (Kühne 1994b). Als weiterer Gegensatz zwischen 
den beiden liberalen Parteien läßt sich noch feststellen, daß die Linksli­
beralen ihre Stimmen eher in den altpreußischen Gebieten gewonnen 
haben, während die Nationalliberalen in Wahlkreisen in den seit 1815 
gewonnenen Regionen besser abschnitten. Die Sozialdemokraten kön­
nen ihre Stimmen vor allem in nicht-agrarischen und protestantischen 
Wahlkreisen gewinnen und sind darüber hinaus die einzige Partei, die in 
den unteren Wahlabteilungen Stimmen gewinnt. Eine ähnliche Struktur 
wie beim Zentrum findet sich auch bei der polnischen Fraktion, da diese 
naheliegenderweise vor allem in stark polnisch dominierten Wahlkreisen 
Stimmen gewinnen konnte, ohne daß sich stärkere sozialstrukturelle 
Differenzierungen zeigen. 

Ergänzt man diese Ergebnisse durch eine sozialstrukturelle Bestim­
mung der Abgeordneten einerseits (vgl. Rössel 1999; Gerhards/Rössel 
1999), durch vorliegende Wahlstudien zum Reichstag (Suval 1985; Rohe 
1992, Winkler 1995) und die Ergebnisse über die internen Parteiverhält­
nisse auf der anderen Seite (Retallack 1988; Thieme 1963; Loth 1984; 
Langewiesche 1988; Nipperdey 1961; von Saldern 1990; Schröder 1990), 
so kann man die Parteien und ihre Verwurzelung folgendermaßen cha­
rakterisieren: Die Konservativen waren vor allem im ostelbischen agrar­
ischen Milieu verwurzelt und standen unter Führung von adligen, ostel­
bischen Großgrundbesitzern. Das Zentrum wurde klassenübergreifend 
von der deutschen, katholischen Bevölkerung unterstützt, wobei Interes­
senvertreter verschiedener sozioökonomischer Gruppierungen innerhalb 
des katholischen Bevölkerungssegments auch in die Fraktionen aufge­
nommen wurden. Die polnische Fraktion war eindeutig im polnischen 
Milieu verwurzelt und hatte eine nationaldemokratisch orientierte, bür­
gerliche Führung. Die Sozialdemokraten wurden vor allem von den Ar-
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beitern der Großstädte aber auch von kleinbürgerlichen Gruppen unter­
stützt, wobei die Partei selbst aber durch die Dominanz von Arbeitern 
geprägt war. Die beiden liberalen Parteien waren tendenziell nichtagra­
risch verwurzelt (die Nationalliberalen in geringerem Maße) und waren 
eher Vertreter der bürgerlichen und kleinbürgerlichen sozialen Schich­
ten. Organisatorisch waren aber die Linksliberalen eher an antiagrari­
sche, freihändlerische Interessenverbände, wie den Hansabund ange­
schlossen, während die preußische Landtagsfraktion der Nationallibera­
len in deutlichem Maße durch Vertreter der Schwerindustrie und ihrer 
intrasigenten Interessenverbände geprägt waren. 

Wir fragen im folgenden nun, wie sich die über Parteien vermittelten 
Konfliktlinien auf die Positionen zum Wahlrecht auswirkten. Wer waren 
die Gegner und wer waren die Befürworter einer Wahlrechtsreform? In 
der Tabelle 3 ist sowohl das Abstimmungsergebnis über eine relativ ge­
mäßigte Reform, die Einführung des geheimen und indirekten Wahl­
rechts, wie auch das Abstimmungsergebnis für eine gravierendere Re­
form, die Einführung des gleichen Wahlrechts dargestellt. 

Tabelle 3 

Positionen der Parteien zur Wahlreform in % 17 

Konser- Zentrum Natio- Links- Sozial- Poln. 
vative nallib. lib. dem. Frak. 

Geheimes und direktes Wahlrecht 

Ablehnung 99 ,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Neutral 0,5 35,9 21,1 0,0 0,0 0,0 

Zustimmung 0,0 64,1 78,9 100,0 100,0 100,0 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
N= 187 N= 92 N= 57 N=32 N=6 N=14 

Gleiches Wahlrecht 

Ablehnung 95,4 14,9 47,9 0,0 0,0 0,0 

Neutral 2,1 8,9 0,0 0,0 0,0 0,0 

Zustimmung 2,6 76,2 52,1 100,0 100,0 100,0 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
N= 195 N= 101 N=71 N=37 N=lO N= 12 

17 Die Positionen wurden auf der Basis der in Fußnote 7 erläuterten Abstim­
mungen ermittelt. 

Akteure, Interessen und Deutungsmuster 207 

Eindeutige Gegner von Wahlrechtsreformen waren die Konservativen. 
Auf der anderen Seite waren die Linksliberalen, Sozialdemokraten und 
Polen klare Befürworter von Reformen. Sowohl die Nationalliberalen als 
auch das Zentrum waren in ihrer Haltung zu Reformen gespalten. Dieses 
Abstimmungsverhalten ist vor dem Hintergrund der skizzierten Kon­
fliktlinien und der entwickelten Hypothesen plausibel. Sowohl für die 
Konservativen, die Sozialdemokraten und die Polen konnte festgestellt 
werden, daß die von ihnen repräsentierten Bevölkerungssegmente durch 
eine Wahlrechtsreform in ihren Interessen deutlich betroffen gewesen 
wäre. Auch für die Linksliberalen ist die deutliche Zustimmung zu Re­
formen nicht unplausibel, da sie eine deutlich antiagrarische Verwurze­
lung besaßen. Demgegenüber macht die enge Bindung der preußischen 
Nationalliberalen an die Interessen intrasigenter Industrieverbände 
auch ihre relativ hohe Gegnerschaft zum gleichen Wahlrecht plausibel. 
Das Abstimmungsverhalten des Zentrums entspricht der Tatsache, daß 
wir entlang der konfessionellen Konfliktlinie keine Positionsunterschie­
de erwarteten, daß aber das Zentrum in seiner Wählerschaft sowohl 
agrarische als auch nichtagrarische bürgerliche Gruppen und die katho­
lische Arbeiterschaft einschloß. Das Zentrum hatte also in seinen Posi­
tionen einen internen sozialen Proporz zu berücksichtigen; es mußte so­
wohl die nichtagrarischen Interessen, also auch die Interessen der unte­
ren und bürgerlichen Bevölkerungsklassen angemessen repräsentieren, 
um den Interessen des eigenen Wählerstamms entgegenzukommen 
(Kühne 1994b: 331-359). Insofern bestätigen unsere Analysen die for­
mulierten Hypothesen über den Zusammenhang zwischen den Interes­
senslagen sozialstrukturell bestimmbarer Bevölkerungsgruppen und 
den Positionen der Parteien zum Wahlrecht. 

d) Spannungslinien, Parteien und kulturelle Deutungsmuster 

Im folgenden gehen wir der Frage nach, ob sich - ähnlich wie beim Ab­
stimmungsverhalten der Abgeordneten verschiedener Parteien - auch 
bei ihren Argumentationen für oder gegen eine Reform des preußischen 
Dreiklassenwahlrechts Unterschiede in der Verwendung kultureller 
Deutungsrahmen finden. Die Ergebnisse dieser Analyse sind in Tabelle 4 
dargestellt. 

Der signifikante und hohe Kontingenzkoeffizient von 0,44 deutet auf 
deutliche Unterschiede der Argumentverwendung zwischen den Partei­
en hin. Über diese globale Analyse hinaus wurde für die Tabelle ein sa­
turiertes log-lineares Modell berechnet, um für die einzelnen Zellen an­
geben zu können, ob sie sich signifikant vom Mittelwert unterscheiden. 
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Deutungs-
muster 

Gleichheit 

Ungleichheit 

Leistung 

Ablehnung 
Leitung 

Autonomie 

Abhängigkeit 

Patriotismus 

Demos 

Wandel / Fort-
schritt 

Stabilität 

Autorität 

Jürgen Gerhards und Jörg Rössel 

Tabelle 4 

Kulturelle Deutungsmuster der Parteien in % 

Konser- Zen- Natio- Links- Sozial-
vative trum nallib. liberale demok. 

4,7* 11,5 10,1 * 13,9 20,6* 

15,6* 13,7* 11,7* 1,9* 0,5* 

13,9* 10,1 19,4* 4,7* 7,2 

3,3 3,6 4,5 6,4 7,3* 

0,1 1,4 0,5 1,7 4,3 

2,1 * 0,0 2,7* 0,2 0,0 

20 ,7* 13,7 11,7 17,5* 11,7 

5,0* 10,1 7,7* 14,1 25 ,3* 

10,7 15,8 12,2 17,9* 10,8 

16,1 * 11,5 11,4 11,6 5,0* 

7,9 8,6 8,0 10,1 7,3 

100,0% 100,0 % 100,0 % 100,0% 100,0 % 
N=707 N=139 N=376 N=834 N=656 

Kontingenzkoeffizient = 0,44; p < 0,01. 

Poln. Gesamt 
Frak. 

31 ,9 13,4 

1,4 6,8 

4,3 9,7 

5,0 5,4 

6,4 2,0 

0,0 0,9 

5,0 15,4 

15,6 13,5 

9,9 13,2 

11,3 11,2 

9,2 8,5 

100,0% 100,0% 
N=141 N=2853 

Dies ist jeweils durch ein ,, *" angezeigt worden, der ein Signifikanzni­
veau von 0,01 angibt. Da die polnische Fraktion und der Deutungsrah­
men Autonomie als Referenzkategorien fungiert haben, konnten für 
diese kein Signifikanztests berechnet werden. 

Die Konservativen waren - wie wir oben gesehen hatten - die Partei, 
die vor allem die Interessen der agrarischen oberen Klassen in das poli­
tische System hinein vermittelten und sich am dezidiertesten gegen eine 
Wahlrechtsreform aussprachen. Sie zeigen eine deutliche Orientierung 
an den kulturellen Werten der Ungleichheit (15,6%), von Leistung und 
Verdienst (13,9%), an Stabilität (16,1 %), Patriotismus (20,7%) und an 
der Vorstellung der sozialen Abhängigkeit der Menschen (2,1 %). Be­
trachtet man diese Deutungen zusammen, dann könnte man sie als Aus-
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druck einer patriotischen Ungleichheitsideologie interpretieren. Damit 
vertraten sie die eher antidemokratischen Interessen ihrer agrarischen 
Wählerklientel durch eine Betonung von im Dahlschen Sinne antidemo­
kratischen Werten. 

Die Sozialdemokraten bilden die Antipoden zu den Konservativen. Sie 
sind die Repräsentanten der nicht-agrarischen, unteren Bevölkerungs­
schichten, die sich deutlich für eine Reform einsetzten. Kulturell ist bei 
ihnen vor allem die starke Orientierung am kulturellen Wert der Gleich­
heit (20,6%) hervorzuheben, der sich auch in einer relativ häufigen Ab­
lehnung von Verdienst und Leistung als Kriterium niederschlägt (7,3%). 
Darüber hinaus zeichnen sie sich durch ihre starke Betonung der Rechte 
des Volkes aus (25,3%) . Man könnte dieses Deutungssyndrom als eine 
prodemokratische, ,,demos-orientierte Gleichheitsideologie" bezeich­
nen, die die prodemokratische Interessenlage der Arbeiter kulturell for­
muliert und zugleich erst konstruiert. 

Eine ähnlich plausible Passung zwischen Partei, Deutungsmustern 
und Konfliktlinie ergibt sich bei der polnischen Fraktion, die die polni­
sche Minderheit in Abgrenzung zur preußischen Hegemonialkultur re­
präsentieren. Die prinzipielle Gleichheit der Menschen bildet mit 31 ,9% 
der Nennungen das mit Abstand am häufigste verwendete Deutungsmu­
ster, gefolgt von dem Argument, das Volk würde sich für eine Wahl­
rechtsreform aussprechen (15 ,6%). Die Dominanz des prodemokrati­
schen Gleichheitsarguments ist angesichts der faktischen Ungleichbe­
handlung der Polen nicht verwunderlich. Die Forderung nach ethnisch­
kultureller Gleichheit und politischer Gleichheit wird hier mit Hilfe ei­
nes gemeinsamen Gleichheitsdeutungsmusters verkoppelt. Die Spezifik 
der Situation der Polen äußert sich auch in der Tatsache, daß ihre Abge­
ordneten mit Abstand am seltensten patriotische Argumente verwendet 
haben. 

Die Nationalliberalen fanden ihre Klientel eher in den oberen Schich­
ten, und dies vor allem, wenn auch nicht stark ausgeprägt, in den nicht­
agrarischen Gebieten. Darüber hinaus war ihre Fraktion im preußischen 
Abgeordnetenhaus eng mit schwerindustriellen Interessen liiert. Es mag 
damit zusammenhängen, daß sich die Nationalliberalen in der Legitima­
tion ihrer Position zum Wahlrecht auf der einen Seite relativ selten auf 
den Willen des Volkes beriefen (7,7%) , statt dessen ihre Position vor al­
lem über die Vorstellung einer prinzipiellen Ungleichheit der Menschen 
legitimierten (11 ,7%) und die gegebene Ungleichheitsordnung im Ge­
gensatz zu den Konservativen nicht als historisch gegeben hinnahmen, 
sondern stärker als eine leistungsgerechte Ordnung begriffen (19,4%), 
im Sinne Dahls also antidemokratische Argumente verwendeten. Sie un-
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terschieden sich von den Konservativen dadurch, daß die patriotische 
Orientierung in ihren Argumentationen schwächer ist, während sie wie 
die Konservativen relativ häufig die sozialen Abhängigkeiten der Men­
schen betonten (2,7%). Man könnte ihre Orientierung als „elitäre Lei­
stungsideologie" beschreiben, die durchaus mit den Interessen und Or­
ganisationen von Teilen der bürgerlichen und kleinbürgerlichen Grup­
pen und hier vor allem mit den in der preußischen Landtagsfraktion 
stark vertretenen schwerindustriellen Interessen harmoniert. 

Die Linksliberalen weisen deutliche kulturelle Unterschiede zu den 
Nationalliberalen auf. Sie beziehen sich unterdurchschnittlich häufig 
auf die kulturellen Werte von Ungleichheit und Leistung und tendieren 
eher in Richtung der Betonung des Werts der Gleichheit, auch wenn sie 
sich hier nicht signifikant vom Mittelwert unterscheiden. Besonders 
deutlich ist bei ihnen die Orientierung an Fortschritt und Wandel 
(17,9%), wie sie neben den Konservativen die stärksten Vertreter der pa­
triotischen Argumente sind (17,5%) . Man könnte die Ideologie der 
Linksliberalen entsprechend als „bürgerlich-patriotische Fortschritts­
ideologie" bezeichnen. 

Das Zentrum ist in seinem Deutungsverhalten die Partei, die sich am 
wenigsten vom Mittelwert unterscheidet. Lediglich beim Wert der Un­
gleichheit liegt das Zentrum deutlich über diesem Wert (13,9%). Das 
Zentrum verweist damit in seiner i_deologischen Orientierung auf das, 
was für gegenwärtige große Volksparteien typisch zu sein scheint: eine 
inhaltliche Konturlosigkeit, die den Volksparteien den Vorwurf „gesicht­
loser Allerweltsparteien" (von Beyme 1993: 101) eingebracht hat. Ein 
Grund für dieses Resultat liegt in der Tatsache, daß die konfessionelle 
Konfliktlinie nur geringfügig durch das diskutierte Thema tangiert wur­
de, während die verschiedenen sozioökonomischen Gruppierungen in 
der Zentrumswählerschaft divergierende Interessen aufwiesen. Das 
Zentrum mußte sowohl die nichtagrarischen Interessen, also auch die 
Interessen der unteren Bevölkerungsklassen angemessen repräsentieren, 
um den Interessen des eigenen Wählerstamms entgegenzukommen. Die 
fragmentierte Klientelstruktur führt auf der Ebene der Deutungsmuster, 
so unsere erklärende Interpretation, zu einer heterogenen und wider­
sprüchlichen Argumentation. 18 

18 In einer differenzierteren Analyse der von den Zentrumsabgeordneten ver­
wendeten kulturellen Deutungsmuster kann gezeigt werden, daß deutliche Diver­
genzen zwischen den Repräsentanten agrarischer und industrieller Wahlkreise 
vorhanden sind (Rössel 1999: 391-400). 
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V. Bilanz der Ergebnisse und Schlußbetrachtung 

Das gleiche Wahlrecht gehört mit zu den Grundelementen demokrati­
scher Systeme. So wie jede institutionelle Ordnung ist auch das Wahl­
recht keine reine Verfahrensregel, sondern hat eine kulturelle Dimensi­
on, die für den Sinn der institutionellen Ordnung steht. Diese bleibt 
meist latent, wird aber dann manifest, wenn Verfahrensregeln strittig 
werden und Protagonisten und Opponenten Normen verteidigen müs­
sen oder wollen. Im Fall des von uns analysierten preußischen Wahl­
rechts manifestierte sich die Tatsache, daß der Geltungsanspruch das 
Dreiklassenwahlrechts strittig war, in den Gesetzesinitiativen, die in 
das preußische Abgeordnetenhaus eingebracht wurden und den öffent­
lich-parlamentarischen Debatten über eine Wahlrechtsreform. Auf der 
Basis einer systematischen Inhaltsanalyse der parlamentarischen De­
batten, die im preußischen Abgeordnetenhaus zwischen 1890 und 1918 
über das Dreiklassenwahlrecht stattgefunden haben, wollten wir die 
Positionen und die Deutungs- und Argumentationsmuster, die zur Be­
gründung politischer Optionen von Sprechern im Parlament benutzt 
wurden, beschreiben. 19 Darüber hinaus wollten wir die unterschiedli­
chen Positionen und kulturellen Deutungsmuster der Sprecher und ih­
rer Parteien mit den von ihnen repräsentierten Interessenlagen in Ver­
bindung bringen. 

Die Analyse der Deutungsmuster hat uns gezeigt, daß die Diskussio­
nen nicht von einem oder wenigen „Masterframes" beherrscht wurden, 
sondern von einer Vielzahl von Deutungsmustern, die von den verschie­
denen Akteuren unterschiedlich benutzt wurden. Insofern dokumentie­
ren die Debatten um das Wahlrecht, daß die parlamentarischen Eliten 
nicht über eine gemeinsame politische Kultur verfügten, sondern daß 
unterschiedliche und sich widersprechende Ideen den kulturellen Hori­
zont der Debatten bildeten. Die politische Kultur war gespalten. Dabei 
erfolgte die Legitimation einer Wahlrechtsreform wie auch die Ableh­
nung einer Reform nicht dominant über Prinzipien, die man als die 
Grundprinzipien einer demokratischen Kultur beschreiben könnte 
(Gleichheit und Autonomie), sondern über andere Werte und Ideen: Die 
Funktionalität einer Wahlrechtsreform für Preußen, die Sicherung ge­
sellschaftlicher Stabilität, der Verweis auf das Volk, den gesellschaftli­
chen Wandel und Fortschritt im In- und Ausland und auf Autoritäten, 
bildeten zusammen die Deutungsmuster, die die Mehrzahl der Argu-

19 Damit soll nicht behauptet werden, daß erst in dem hier analysierten Zeit­
raum das preußische Dreiklassenwahlrecht strittig wurde. Der Zeitraum wurde in 
erster Linie aufgrund der Vielzahl von Debatten in dieser Periode ausgewählt; die 
Debatte war inhaltlich durch die Vorläuferdebatten vorstrukturiert. 
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mente für sich verbuchen konnten. Gleichwohl machten prinzipielle Ar­
gumente fast 40 % aller angeführten Argumente aus . 

Wir haben versucht, die unterschiedlichen Positionen und die unter­
schiedliche Verwendung von Deutungsmustern durch die Abgeordneten 
und die Parteien mit Hilfe der Theorie gesellschaftlicher Spannungs­
und Konfliktlinien zu erklären. In unserer Darstellung gesellschaftlicher 
Spannungslinien in Preußen haben wir versucht zu plausibilisieren, in­
wieweit die sozialen Gruppen, die die Pole der Spannungslinien bilde­
ten, in ihren Interessenlagen durch eine Reform des Dreiklassenwahl­
rechts tangiert worden wären und haben daraus Hypothesen über die 
Positionen und die Verwendung von Deutungsmustern der Sprecher die­
ser Gruppen abgeleitet. Insgesamt kann man sagen, daß die Theorie der 
gesellschaftlichen Spannungslinien einen plausiblen Rahmen für die Er­
klärung des Zusammenhangs von Spannungslinien, Interessenlagen, po­
litischen Parteien, Abstimmungsverhalten und kulturellen Deutungs­
rahmen bildet. Der stärkste Einfluß auf die Positionen und die kulturel­
len Deutungsmuster der Abgeordneten ging von den beiden sozioökono­
mischen und der nationalen Konfliktlinien aus. Parteien, die die unteren 
sozialen Klassen, nichtagrarische Bevölkerungssegmente und die polni­
sche Minorität vertraten, stimmten eher für eine Wahlrechtsreform. 

Auch bei den kulturellen Deutungsmustern zeigten sich die theore­
tisch erwartbaren Unterschiede zwischen den Abgeordneten, die die 
Pole der gesellschaftlichen Spannungslinien repräsentieren: Parteien, 
die vom Dreiklassenwahlrecht benachteiligte Bevölkerungsgruppen re­
präsentierten, vertraten eher den kulturellen Wert der Gleichheit und 
der Autonomie als die anderen Parteien, also im Sinne Dahls prodemo­
kratische kulturelle Werte. Darüber hinaus zeigte sich aber auch in wei­
teren Punkten eine Passung zwischen den kulturellen Werten der Partei­
en, ihrer Wählerklientel und ihren Interessenlagen: diese reichte von der 
patriotisch-hierarchischen Vorstellungswelt der agrarisch geprägten 
Konservativen, über die elitäre Leistungsorientierung der bürgerlichen 
Rechtsliberalen, die intern fragmentierte Ideologie des Zentrums mit 
seiner sozioökonomisch heterogenen Wählerschaft, über die bürgerlich­
patriotische Fortschrittsideologie der Linksliberalen und das gleich­
heitsorientierte Denken der Polen, bis hin zum demokratischen Gleich­
heitsdenken der Sozialdemokraten. 

Die unterschiedliche Bezugnahme der Parteien auf zum Teil konträre­
re Deutungsmuster ist ein Zeichen für die erhebliche kulturelle Distanz 
zwischen den verschiedenen Parteien im preußischen Abgeordneten­
haus. Heinrich Best hatte in seinen Untersuchungen für den Reichstag 
feststellen können, daß dessen Abgeordnete in sozialstruktureller Hin-
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sieht eine scharfe Segmentierung nach Parteien aufwiesen (Best 1988; 
1989). Unsere Analysen zeigen - auch wenn unsere Ergebnisse sich auf 
das preußische Abgeordnetenhaus beziehen -, daß sich eine solche Seg­
mentierung auch auf der kulturellen Ebene der Argumentationen findet. 

Die Debatten über das Dreiklassenwahlrecht haben die Abschaffung 
des Dreiklassenwahlrechts nicht bewirken können. Auch wenn die 
Mehrheit der Argumente, die geäußert wurden, von proreformerischen 
Rednern kam, war die Mehrheit der Abgeordneten insgesamt in ihrem 
Entscheidungsverhalten bis zum Ende des ersten Weltkriegs gegen eine 
Reform. Ganz offensichtlich wirkte in dieser parlamentarischen Diskus­
sions- und Entscheidungssituation nicht der zwanglose Zwang des bes­
seren Arguments , sondern die Interessen der von Abgeordneten reprä­
sentierten soziokulturellen Milieus. Dieser Sachverhalt gilt auch und 
trotz der Tatsache, daß der Druck zur Reform des Dreiklassenwahlrechts 
im Zeitverlauf wuchs . Die veränderte Sozialstruktur löste Druck auf das 
politische System aus und dies fand seinen Ausdruck in einer veränder­
ten öffentlichen Meinung des Parlaments. Der Einfluß auf die Entschei­
dungen blieb aber aus; die dominierenden Interessengruppen im auf Un­
gleichheit basierenden Parlament verhinderten eine Veränderung der 
Mehrheitsverhältnisse zugunsten einer Reform des Wahlrechts. Die Re­
formunfähigkeit des preußischen Parlaments führt am Ende zu einer er­
nüchternden Betrachtung dessen, was wir mit Deutungsmustern und 
Kultur bezeichnet haben. Ihre Wirkungsmacht im Sinne einer Überzeu­
gung, Strukturveränderungen herbeizuführen, blieb in dem von uns 
analysierten Fall recht begrenzt. Die Macht der Ideen vermochte gegen 
die Macht von Strukturen und Institutionen nicht viel auszurichten.20 
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Zusammenfassung 

Auf der Basis einer systematischen Inhaltsanalyse der parlamentarischen De­
batten und von namentlichen Abstimmungen, die im preußischen Abgeordneten­
haus zwischen 1890 und 1918 über das Dreiklassenwahlrecht stattgefunden ha­
ben, geht der Artikel zwei Fragestellungen nach: 1. Mit welchen Argumenten ver­
suchten die Parlamentarier die Durchsetzung bzw. Blockade des gleichen Wahl­
rechts zu legitimieren? Zur Beantworung dieser Frage werden die Argumente der 
parlamentarischen Akteure klassifiziert und als Ausdruck von grundlegenden 
kulturellen Wertvorstellungen interpretiert. 2. Wie kann man erklären, warum 
manche Parteifraktionen sich als Fürspecher der Einführung des gleichen Wahl­
rechts erwiesen haben, andere hingegen das Dreiklassenwahlrecht gestützt haben 
und wie kann man die Unterschiede in der Verwendung von Deutungsmustern 
durch die Parteifraktionen erklären? Zur Erklärung von Positions- und Deu­
tungsunterschieden zwischen den verschiedenen Parteien greifen wir auf das 
Konzept gesellschaftlicher Konfliktlinien von Seymour Martin Lipset und Stein 
Rokkan zurück. Wir versuchen zu zeigen, daß die Abgeordneten der Fraktionen 
unterschiedliche, sozialstrukturell bestimmbare Bevölkerungssegmente repräsen­
tierten und ihre Wahlrechtspositionen und die Verwendung von Deutungsmustern 
im hohen Maße durch diese Interessenslagen bestimmt waren. 
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Summary 

Based on a systematic content analysis of the parliamentary debates and the 
roll-call votes in the Prussian house of deputies on the question of the reform of 
the three-class suffrage the article investigates two questions: 1. Which arguments 
did the parliamentarians use to legitimise their support or their opposition to the 
introduction of an equal suffrage in Prussia? To answer this question we have 
classified the arguments given by the members of parliament and interpreted 
them as expressions of fundamental cultural values. 2. How can one explain why 
some parties were supporters of the introduction of the equal suffrage, others 
however backed up the three-class suffrage. Furthermore, how to explain the 
usage of different cultural frames by different parties? In our explanation we 
make use of the concept of social cleavages developed by Seymour Martin Lipset 
and Stein Rokkan. We show with empirical data, that the deputies of the different 
parties represented specific, socially determined segments of the population. 
Hence, the deputies ' position to the suffrage reform and their usage of specific 
cultural frames were largely determined by these socially determined interests. 

DER GENERATIONSAUFTRAG- BEWUSSTES ERBE 
ODER „IMPLIZITES WISSEN" 1? 

Karl Mannheims Aufsatz zum Problem der Generationen 
im Kontext seines Lebenswerkes 

Von Vera Sparschuh, Budapest 

Lange Zeit galt Karl Mannheims Text über das „Problem der Genera­
tionen " (1928) nur als einer unter vielen, die der Autor zu den verschie­
densten soziologischen Themen hinterlassen hat: ,,Die Rezeptionsge­
schichte des Mannheim'schen Generationskonzepts ist zunächst eine 
Geschichte der Nicht-Rezeption." (Kohli: 1978, 34) Es ist auch nicht be­
kannt, dass der Aufsatz kurz nach seinem Erscheinen sonderlich Auf­
merksamkeit erregt hätte. So maß ihm R. König später, an das Thema 
des Aufsatzes anknüpfend, in erster Linie die Bedeutung bei, in der Köl­
ner Zeitschrift einen Generationenwechsel an Autoren eingeläutet zu 
haben (1987, 353). Auf eine durch den Artikel angeregte Diskussion -
vergleichbar der nach dem Erscheinen von „Ideologie und Utopie" - (V 
Meja/N. Stehr: 1982; H .-J. Lieber: 1974)- finden sich keine Hinweise. 

Seit Martin Kohli jedoch den Aufsatz in den 70er Jahren im Kontext 
der Lebenslaufforschung wieder in die Diskussion brachte, gehört er -
zumindest im deutschsprachigen Raum - neben der Arbeit „Ideologie 
und Utopie" und dem Thema der „freischwebenden Intelligenz" zur 
empfohlenen Literatur über Karl Mannheim. 2 

1 Polanyi schreibt: ,,Denn wenn man implizites Wissen als unentbehrliches Mo­
ment allen Wissens und als grundlegendes geistiges Vermögen anerkennt, das al­
lem expliziten Wissen erst seine Bedeutung verleiht, so muß man die Hoffnung 
fahren lassen, dass jede nachfolgende Generation - oder gar jeder Einzelne einer 
solchen - alle überkommenen Lehren einer kritischen Prüfung unterziehen 
könnte oder sollte." (1985, 56 / 57) Nach Polanyi müsste die Übernahme einer Ge­
nerationsaufgabe per se auf ungeprüften Annahmen basieren. Da liegt es nahe, 
über den Aspekt der Überprüfbarkeit hinaus, generell das Problem des „unbe­
wußten" oder nicht aktualisierten Wissens in den Blick zu nehmen. 

Für die anregende Diskussion dieser Frage sowie für viele weitere Hinweise 
danke ich Ralf Bohnsack. 

2 Vergleicht man die Menge der seit 1974 erschienen Zeitschriftenartikel über 
Mannheims Werk thematisch, so zeigt sich, dass von über 700 Aufsätzen, die zu 
diesem Thema verfaßt wurden, sich lediglich 36 auf das Thema Generation bezie-


